
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Burgherr, Thomas (svp/udc, AG) NR/CN, Deiss, Joseph (cvp/pdc, FR)

alt-BR/ex-CF
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bieri, Niklaus
Bühlmann, Marc
Gianola, Giada
Guignard, Sophie
Gökce, Melike
Heer, Elia
Hirter, Hans
Porcellana, Diane
Schneuwly, Joëlle
Zumofen, Guillaume

Bevorzugte Zitierweise

Bieri, Niklaus; Bühlmann, Marc; Gianola, Giada; Guignard, Sophie; Gökce, Melike; Heer,
Elia; Hirter, Hans; Porcellana, Diane; Schneuwly, Joëlle; Zumofen, Guillaume 2024.
Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: , 2006 - 2019. Bern: Année Politique
Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss,
abgerufen am 23.04.2024.

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Politische Grundfragen

12Institutionen und Volksrechte

14Bundesrat

16Bundesverwaltung - Organisation

16Parlamentsorganisation

17Föderativer Aufbau

17Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

17Wahlen

17Kantonale Ersatzwahlen

19Eidgenössische Wahlen

21Wirtschaft
21Wirtschaftspolitik

21Konjunkturlage- und politik

21Infrastruktur und Lebensraum
21Verkehr und Kommunikation

21Strassenverkehr

21Sozialpolitik
21Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

23Gesundheitspolitik

25Soziale Gruppen

25Asylpolitik

25Bildung, Kultur und Medien
25Kultur, Sprache, Kirchen

25Kirchen und religionspolitische Fragen

27Parteien, Verbände und Interessengruppen
27Parteien

27Grosse Parteien

01.01.90 - 01.01.20 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und

Kommunikation
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
UNO Organisation der Vereinten Nationen
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
EFTA Europäische Freihandelsassoziation
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
SEM Staatssekretariat für Migration
EU Europäische Union
IV Invalidenversicherung
WHO World Health Organization
SKOS Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe
GK Gerichtskommission der Vereinigten Bundesversammlung
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
BV Bundesverfassung
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
CEDAW Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination Against

Women
NFA Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
EPD Elektronisches Patientendossier
Fedpol Bundesamt für Polizei

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et

de la communication
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
ONU Organisation des Nations unies
AVS Assurance-vieillesse et survivants
AELE Association européenne de libre-échange
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CDIP Conférence suisse des directeurs cantonaux de l'instruction publique
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
SEM Secrétariat d'Etat aux migrations
UE Union européenne
AI Assurance-invalidité
OMS Organisation mondiale de la Santé
CSIAS Conférence suisse des institutions d'action sociale
CJ Commission judiciaire de l'Assemblée fédérale
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
USS Union syndicale suisse
Cst Constitution fédérale
AOS Assurance obligatoire des soins
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
CEDAW Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination Against

Women

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



RPT Réforme de la péréquation et de la répartition des tâches
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
DEP Dossier électronique du patient
Fedpol Office fédéral de la police

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Was prägte 2006 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschäfte im
Parlament? Und was hat die politisch interessierte Öffentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2006 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschäften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
française de cet article.

Ein recht grosser Teil der politischen Diskussion in den Medien blieb auf den SVP-
Bundesrat Christoph Blocher fokussiert. Es stand allerdings weniger als in seinen
beiden ersten Amtsjahren die Funktionsfähigkeit des kollegialen Regierungssystems im
Zentrum. Es ging vielmehr um einzelne kritische Äusserungen des Vorstehers des EJPD
im Zusammenhang mit Gerichtsurteilen, die sich auf das Asylgesetz resp. das Anti-
Rassismusgesetz abstützten. Gegner sahen in diesen Aussagen Blochers das Prinzip der
Gewaltenteilung verletzt oder zumindest zu wenig respektiert. Trotz der Polarisierung
der politischen Kräfte in Regierung und Parlament und der in der laufenden
Legislaturperiode vermehrt auftretenden Blockierung des Parlaments durch so
genannte unheilige Allianzen der SP und der Grünen mit der SVP blieb das politische
System produktiv. Wenn seine Entscheidungen mit Referenden in Frage gestellt
wurden, setzte sich immer die Position des Bundesrates und der Parlamentsmehrheit
durch. Dies galt sowohl für die von der Linken bekämpften Revisionen des Ausländer-
und des Asylgesetzes, als auch für die von der SVP und der FDP abgelehnte
Vereinheitlichung der Familienzulagen resp. für die von der SVP gemeinsam mit der
äusseren Rechten bekämpfte Aufbauhilfe für die neuen mittel- und osteuropäischen
EU-Mitglieder.

Noch stärker als im Vorjahr machten sich die nächsten eidgenössischen Wahlen vom
Herbst 2007 bemerkbar. Die Parteien stellten an ihren Delegiertenversammlungen nicht
nur ihre Wahlplattformen vor, sondern liessen auch in ihre Entscheide zur Tagespolitik
elektorale Überlegungen einfliessen. Sowohl die SVP als auch die SP sahen sich wie
bereits 2005 zur Unterstützung von Referenden veranlasst, obwohl zumindest ihre
Parteileitung lieber auf eine Abstimmungskampagne verzichtet hätte. Für die SP galt
dies bei dem von den Grünen unterstützten Referendum gegen die Revision der
Invalidenversicherung. Bei der SVP war es der Fall bei der Beteiligung an dem von den
kleinen Rechtsaussenparteien SD und Lega dei Ticinesi lancierten Kampf gegen die
Milliardenzahlung an die neuen EU-Staaten. Bei den kantonalen Wahlen befanden sich
erneut die Grünen auf der Gewinnerseite; bei der SVP und der SP verlief die
Entwicklung uneinheitlich und auf der Verliererseite standen weiterhin die FDP und die
CVP.

Mit der Zustimmung zur finanziellen Hilfe für die neuen mittel- und osteuropäischen
EU-Mitglieder bekräftigte das Volk ein weiteres Mal seine Unterstützung für den Weg
der bilateralen Abkommen mit der EU. Auch der Bundesrat bekannte sich in seinem im
Berichtsjahr veröffentlichten Europa-Bericht zu dieser Zielsetzung und stufte den
Beitritt zur EU vom strategischen Ziel zu einer Handlungsoption unter anderen zurück.
Noch weiter ging der Dachverband der Schweizer Wirtschaft, Economiesuisse, als er
sich dezidiert gegen einen EU-Beitritt der Schweiz aussprach. 

Das mit der EU abgescn hlossene Abkommen über die Personenfreizügigkeit führte zu
einer gewissen Umorientierung der Immigration. Der Anteil von wenig qualifizierten und
meist sprachunkundigen Einwanderern sank zugunsten von gut qualifizierten
Arbeitskräften namentlich aus Deutschland. Die weltweiten Migrationsbewegungen und
der Familiennachzug von Personen, die in den neunziger Jahren vor allem aus
Südosteuropa eingewandert waren, sorgen aber dafür, dass die Immigration weiterhin
kulturelle, sprachliche, soziale und auch bildungsmässige Probleme schafft. Die drei
bürgerlichen Parteien legten in Arbeitspapieren dar, wie diese gelöst werden könnten.
Während die SVP primär auf repressive Massnahmen wie die Ausschaffung von
verurteilten Kriminellen setzte, betonten die FDP und CVP die Bedeutung der Bildung
für das Gelingen der Integration. Gemeinsam engagierten sich die bürgerlichen Parteien
für die vom Volk gutgeheissenen Verschärfungen im Asylrecht, die von der Linken als
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menschenrechtswidrig bekämpft worden waren.

Die Wirtschaft entwickelte sich im Berichtsjahr weiterhin sehr positiv, einen grossen
Anteil daran hatte erneut die Exportwirtschaft. Die Inflationsrate blieb trotz der
boomenden Konjunktur gering und die Arbeitslosigkeit nahm weiter ab. Diese
weitgehend problemfreie Situation mag dafür verantwortlich sein, dass die als
exorbitant empfundenen Löhne und Entschädigungen von einigen Spitzenmanagern der
Finanz- und Pharmabranche zum wohl meistdebattierten Thema der Wirtschaftspolitik
werden konnten, zu dem auch eine Volksinitiative lanciert wurde. Die Liberalisierung im
Bereich der Infrastrukturen kam nur harzig voran. Zwar stand der zweite, gemässigtere
Versuch für eine Liberalisierung des Elektrizitätsmarkts zu Jahresende im Parlament
knapp vor dem Abschluss. Eine aus der CVP und der Linken gebildete Mehrheit sorgte
aber dafür, dass der Nationalrat den Vorschlag des Bundesrates ablehnte, die Swisscom
zu privatisieren. Der Bundesrat bekräftigte im Bericht «Agrarpolitik 2011» seine Absicht,
die Liberalisierung der Landwirtschaftspolitik in kleinen Schritten fortzusetzen. Die
Bauernverbände und ihre Alliierten von der SVP und der CVP im Parlament akzeptierten
diese Strategie, setzten sich aber für ein noch langsameres Reformtempo und mehr
finanzielle Mittel zur Abfederung von Einkommensverlusten ein.

Die öffentlichen Finanzen entwickelten sich vor allem dank stark angewachsener
Steuereinnahmen sehr positiv. Die Staatsrechnung des Bundes schloss mit einem
Überschuss von CHF 2.5 Mia ab und übertraf damit die budgetierten Erwartungen bei
weitem. Auch die grosse Mehrheit der Kantone verzeichnete im Berichtsjahr positive
Rechnungsabschlüsse. Dadurch entstand Spielraum für Steuersenkungen namentlich
für Familien und Unternehmen. In vielen Kantonen wurden entsprechende Beschlüsse
von den Parlamenten oder in Volksabstimmungen gefasst. Auf Bundesebene akzeptierte
das Parlament die vom Bundesrat beantragten Sofortmassnahmen zur steuerlichen
Entlastung von Familien, und es nahm die Beratungen über die Senkung der
Unternehmenssteuern auf. Parallel dazu mühte sich der Bundesrat ohne grossen Erfolg
mit der Überprüfung der Bundesausgaben auf weitere Sparpotentiale ab. Die
Entflechtung der Zuständigkeiten im föderalistischen Bundesstaat kam einen grossen
Schritt voran: Das Parlament hiess die Ausführungsgesetzgebung zur neuen
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen gut und der Bundesrat legte die dazu
gehörenden Finanzierungsbeschlüsse vor.

Der wichtigste Entscheid im Bereich der Sozialversicherungen fiel bei der chronisch
hoch defizitären Invalidenversicherung. Die Frage der zukünftige Finanzierung und
dabei vor allem die Entkoppelung von der AHV-Kasse wurde zwar zurückgestellt. Die
vom Parlament beschlossene 5. IV-Revision schuf aber die Voraussetzungen, um den
weiteren Kostenanstieg einzudämmen. Der Leitsatz «Eingliederung vor Rente» und die
diesem Zweck dienenden Mittel wie z.B. die Früherkennung von Krankheitsfällen waren
unbestritten. Einzelne Massnahmen, wie etwa die Aufhebung der Zusatzrenten für
Ehepartner, stiessen jedoch bei einigen Behindertenorganisationen und bei den linken
Parteien auf derart starken Widerstand, dass diese gegen die gesamte Reform das
Referendum ergriffen. Die 2. Revision des Krankenversicherungsgesetzes wurde vom
Ständerat beraten und kam nur schleppend voran. Einig war sich die
Parlamentsmehrheit aber darin, dass es sich weder bei der von linker Seite
eingereichten Volksinitiative für eine Einheitskrankenkasse, noch bei der SVP-Initiative
für eine massive Leistungskürzung in der Grundversicherung um sinnvolle
Reformkonzepte handelt. 

Politische Grundfragen:
– Der Vorschlag, den Schweizerpsalm durch eine modernere Nationalhymne zu
ersetzen, fand keine Mehrheit.
– Die Arbeitslosigkeit blieb die Sorge Nummer eins der Bevölkerung.
– Im Kanton Genf, der zur Zeit die älteste Verfassung besitzt, sprachen sich die meisten
politischen Parteien für eine Totalrevision aus.

Rechtsordnung:
– Der Chef des EJPD, Christoph Blocher, stellte eine Revision der Antirassismus-
Strafnorm in Aussicht. 
– Das Parlament beschloss die Schaffung einer neuen, einheitlichen
Sozialversicherungsnummer, welche auch zu statistischen Zwecken benutzt werden
kann. 
– Die Volkszählung wird in Zukunft nicht mehr mittels einer Vollerhebung mit
Fragebogen, sondern auf der Grundlage der Einwohnerregister der Gemeinden und
Repräsentativbefragungen durchgeführt werden. 
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– Der Bundesrat möchte den Staatsschutzorganen zusätzliche Möglichkeiten für die
präventive Überwachung geben. 
– Der Bundesrat sprach sich gegen die im Vorjahr von der SVP eingereichte
Volksinitiative zur Einbürgerungspolitik aus. 
– Der Ständerat hiess die Vereinheitlichung des Strafprozessrechts gut. 
– Die Gruppe «Marche blanche» reichte ihre Volksinitiative «für die Unverjährbarkeit
von pornografischen Straftaten an Kindern» ein. 
– Das Parlament konnte sich über die rechtliche Umsetzung der Volksinitiative «für eine
lebenslange Verwahrung für nicht therapierbare, extrem gefährliche Sexual- und
Gewaltstraftäter» nicht einigen. 
– Das Parlament verabschiedete die neuen gesetzlichen Grundlagen für die Bekämpfung
von Gewalt im Umfeld von Sportveranstaltungen; ein von Fans diverser Fussball- und
Eishockeyclubs lanciertes Referendum kam nicht zustande. 
– Der Bundesrat legte seinen Entwurf für eine neue, einheitliche Zivilprozessordnung
vor; diese soll die 26 kantonalen Regelungen ersetzen.

Institutionen und Volksrechte:
– Die Vereinigte Bundesversammlung wählte die CVP-Präsidentin Doris Leuthard zur
Nachfolgerin von Bundesrat Joseph Deiss.
– Das Parlament bekräftigte seine Absicht, sämtliche mit Bildung, Forschung und
Innovation befassten Bundesämter in einem einzigen Departement zu vereinigen.
– Mit der Verabschiedung des totalrevidierten Gesetzes über die Pensionskasse des
Bundespersonals wurde der Wechsel vom Leistungs- zum Beitragsprimat beschlossen.
– Der Nationalrat lehnte den Übergang zu einem neuen Sitzungsrhythmus mit einer
Sessionswoche pro Monat ab.
– Das Parlament beschloss eine Reduktion der Zahl der Bundesrichter.
– Die Erarbeitung einer Ausführungsgesetzgebung zur neu eingeführten allgemeinen
Volksinitiative erwies sich als zu kompliziert.
– Der Nationalrat stimmte einem indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative
«Volkssouveränität statt Behördenpropaganda» zu.

Föderativer Aufbau:
– Das Parlament hiess die Ausführungsgesetzgebung zur neuen Aufgabenverteilung
zwischen Bund und Kantonen (NFA) gut.
– Die Glarner Landsgemeinde beschloss eine radikale Reduktion der Anzahl Gemeinden
von 25 auf drei. 
– Die Assemblée interjurassienne begann mit der Ausarbeitung eines Berichts über
einen Zusammenschluss des Kantons Jura mit den drei bernjurassischen Bezirken.

Wahlen:
– Die Wahlen in acht Kantonsparlamente stärkten vorrangig die Vertretungen der
Grünen und der SVP, wohingegen SP, FDP und vor allem CVP Stimmverluste hinnehmen
mussten.
– Der Kanton Bern wählte eine rot-grüne Regierungsmehrheit; der Jura erhielt durch
den Sitzgewinn der FDP wieder eine mehrheitlich bürgerliche Exekutive.
– Die SVP blieb in den kantonalen Exekutiven ohne Erfolg.
– Lausanne wählte eine fast ausschliesslich rot-grüne Stadtregierung.

Aussenpolitik:
– Der Bundesrat stellte seinen Europa-Bericht 2006 vor. Darin wird der EU-Beitritt vom
strategischen Ziel zu einer Handlungsoption unter anderen zurückgestuft.
– Das Volk stimmte der Zahlung von einer Mia Fr. an Projekte in den ost- und
mitteleuropäischen EU-Staaten zu.
– Das Parlament hiess verschiedene Freihandelsabkommen der EFTA mit Drittstaaten
gut.
– Das Parlament nahm einen Bundesbeschluss über die Gewährung von Zollpräferenzen
an Entwicklungsländer an.
– Der schweizerische Aussenhandel entwickelte sich ausserordentlich stark.
– Das Parlament stimmte der Schaffung eines neuen Symbols (roter Kristall) im Rahmen
der Bewegung des Roten Kreuzes zu.

Landesverteidigung:
– Der Bundesrat genehmigte zwei Abkommen, welche die rechtliche Basis für den
Einsatz von schweizerischen Armeeoffizieren in Afghanistan bilden.
– Der Nationalrat lehnte die von der Regierung vorgeschlagene Änderung der
Organisation der Armee ab.
– Die Kantone gaben zu, dass sie die Bewachung der ausländischen Botschaften nicht
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ohne Unterstützung der Armee durchführen können.
– Das Parlament verabschiedete das Rüstungsprogramm 2006.
– Beide Parlamentskammern forderten den Bundesrat mit einer Motion auf, die
Ersetzung der Gewissensprüfung für Dienstverweigerer durch den Tatbeweis zu
überprüfen.

Wirtschaftspolitik:
– Die günstige Wirtschaftsentwicklung hielt weiter an.
– Das Parlament hiess die vom Bundesrat vorgeschlagene neue Regionalpolitik gut.
– Der Bundesrat gab Vorschläge für die von breiten Kreisen geforderte einseitige
Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips im Warenverkehr mit der EU in die
Vernehmlassung. 
– Eine Privatperson lancierte eine Volksinitiative zur Limitierung der oft als exorbitant
empfundenen Managerlöhne und Verwaltungsratsentschädigungen bei
Aktiengesellschaften. 

Geld, Währung und Kredit:
– Die Nationalbank verfolgte angesichts der guten Konjunkturlage weiterhin eine leicht
restriktive Geldpolitik.
– Das Parlament verabschiedete das neue Gesetz über kollektive Kapitalanlagen.
– Volk und Stände lehnten die Volksinitiative «Nationalbankgewinne für die AHV» ab.
– Der Nationalrat sprach sich gegen eine Verankerung des Bankkundengeheimnisses in
der Bundesverfassung aus.
– Die Expertenkommission für eine Totalrevision des Versicherungsvertragsgesetzes
lieferte ihren Entwurf ab.

Landwirtschaft:
– Der Bundesrat publizierte die Botschaft zur zukünftigen Entwicklung der
Landwirtschaftspolitik (Agrarpolitik 2011).
– Das Parlament hiess die Lockerung des Raumplanungsgesetzes zugunsten von
Landwirtschaftsnebenbetrieben gut.
– Die Vogelgrippe und ihre grossen Risiken für den Menschen veranlassten das
Parlament zu einer Revision des Epidemiegesetzes.
– Das Parlament unterstützte mehrere Vorstösse im Zusammenhang mit der Anwendung
der Gentechnologie in der Landwirtschaft.
– Der Bundesrat sprach sich dagegen aus, auf Bundesebene einschneidende
Massnahmen gegen gefährliche Hunde zu ergreifen. Mehrere Kantone wurden in diesem
Bereich aktiv.
– Die Landesregierung lehnte die Volksinitiative «Rettet den Schweizer Wald» ab.

Öffentliche Finanzen:
– Der Bundesrat gab vier Modelle zur Revision der Ehepaarbesteuerung in die
Vernehmlassung; das Parlament verabschiedete die Sofortmassnahmen zur Beseitigung
der steuerlichen Diskriminierung von Ehe- gegenüber Konkubinatspaaren.
– Die Räte nahmen die Beratungen zur Unternehmenssteuerreform II auf.
– Die Staatsrechnung 2006 schloss mit einem Überschuss von CHF 2.5 Mia.
– Das vom Parlament beschlossene Budget 2007 sah einen Einnahmenüberschuss von
CHF 904 Mio. vor.
– Im Rahmen der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung
zwischen Bund und Kantonen (NFA) hiess das Parlament die Ausführungsgesetzgebung
gut; der Bundesrat präsentierte seine Botschaft zur Festlegung des Ressourcen-,
Lasten- und Härteausgleichs.

Energie:
– Das Berichtsjahr war geprägt von einer Debatte um die Ausgestaltung der künftigen
Energieversorgung der Schweiz.
– Der Bundesrat verabschiedete ein Mandat für Verhandlungen über ein
Stromtransitabkommen mit der EU.
– Beim Stromversorgungsgesetz konnten 2006 im Parlament noch nicht alle Differenzen
ausgeräumt werden.
– Im Oktober verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Neuorganisation der
nuklearen Sicherheitsaufsicht.
– Das Bundesamt für Energie legte einen Entwurf für einen Fahrplan vor, der die
Vorgehensweise bei der Suche nach einem Standort für radioaktive Abfälle skizziert.
– Die Schweiz schloss sich der internationalen Partnerschaft für erneuerbare Energien
und Energieeffizienz (REEP) an.
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Verkehr und Kommunikation:
– Das Parlament stimmte einem mit CHF 20.8 Mia. dotierten Infrastrukturfonds für
Strassen- und Schienenprojekte zu.
– Der Bundesrat beantragte einen 9. Rahmenkredit von CHF 600 Mio für die
Privatbahnen, welchen die Räte auf CHF 800 Mio aufstockten.
– Das Parlament trat nicht auf die Vorlage zur Privatisierung der Swisscom ein.
– Die Regierung beabsichtigt, den Postmarkt weiter zu liberalisieren.
– Der Bundesrat schickte einen Entwurf für einen Verfassungsartikel zur
Spezialfinanzierung des Luftverkehrs in die Vernehmlassung.

Raumplanung und Wohnungswesen:
– Das Parlament nahm die Beratungen zur Teilrevision des Raumplanungsgesetzes in
Angriff. Diese soll die Nebenerwerbsmöglichkeiten für Landwirte verbessern.
– Die FDP Zürich reichte eine eidgenössische Volksinitiative zur Beschränkung des
Verbandsbeschwerderechts ein.
– Der Bundesrat beabsichtigt, das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken
durch Personen im Ausland aufzuheben.
– Nachdem der Entwurf zur Mietrechtsrevision in der Vernehmlassung auf Kritik
gestossen war, beschloss die Regierung, die möglichen Änderungen via Verordnung
vorzunehmen. 

Umweltschutz:
– Das Parlament nahm die Beratungen zur Einführung einer CO2-Abgabe und zur
Steuersenkung auf Erd-, Flüssig- und Biogas in Angriff.
– Die Renaturierungs-Initiative wurde eingereicht.
– Der Bundesrat empfahl das Volksbegehren «Gegen Kampfjetlärm in
Tourismusgebieten» zur Ablehnung.
– Die FDP Zürich deponierte ihre eidgenössische Volksinitiative zur Einschränkung des
Verbandsbeschwerderechts. Das Parlament schränkte das Einspracherecht der
Umweltschutzorganisationen bei der Umweltverträglichkeitsprüfung ein.
– Mit der Revision des Natur- und Heimatschutzgesetzes schufen die Räte eine
Rechtsgrundlage für die Errichtung von Naturpärken. 

Bevölkerung und Arbeit:
– Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug am Ende des Berichtsjahres
erstmals über 7.5 Millionen Personen.
– Das Bundesamt für Statistik führte eine Schätzung der durchschnittlichen
Arbeitskosten in der Schweiz im Vergleich zu den EU-Ländern durch.
– Im Berichtsjahr verringerte sich die Arbeitslosenquote markant.
– Das Parlament verabschiedete die Revision des Arbeitsgesetzes, mit welcher der
Sonderschutz für jugendliche Arbeitnehmer auf 18 Jahre gesenkt wurde. 

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:
– Ein Bericht der WHO und der OECD stellte dem schweizerischen Gesundheitssystem
ein gutes Zeugnis aus.
– Der Bundesrat gab einen Entwurf für eine gesetzliche Regelung der Forschung am
Menschen in die Vernehmlassung.
– In den Kantonen Tessin und Solothurn stimmte das Volk Rauchverboten in
Restaurants und anderen öffentlich zugänglichen Räumen zu.
– Der Nationalrat unternahm einen neuen Anlauf zu einer Revision des
Betäubungsmittelgesetzes.
– Der Bund publizierte erstmals eine umfassende Sozialhilfestatistik.
– Das Parlament bewilligte einen zweiten, bedeutend höheren Kredit für die
Organisation der Fussball-Europameisterschaft 2008.

Sozialversicherungen
– Der SGB reichte seine Volksinitiative für ein flexibles Rentenalter ein.
– Das Parlament verabschiedete die 5. IV-Revision; Behindertenorganisationen
ergriffen dagegen das Referendum.
– Der Bundesrat beantragte dem Parlament eine Senkung des Umwandlungssatzes bei
der beruflichen Vorsorge.
– Das Parlament sprach sich gegen die linke Volksinitiative für eine
Einheitskrankenkasse aus und arbeitete weiter an der 2. Revision des
Krankenversicherungsgesetzes.
– Trotz verbesserter Arbeitsmarktlage fuhr die Arbeitslosenversicherung weiterhin
Defizite ein.
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Soziale Gruppen:
– Das Volk stimmte dem revidierten Asylgesetz und dem neuen Ausländergesetz
deutlich zu.
– Der Bundesrat beschloss den Beitritt der Schweiz zu einem Uno-Fakultativprotokoll,
welches das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
(CEDAW) ergänzt.
– Das Parlament setzte den zweiten Verpflichtungskredit (2007-2011) für das
Impulsprogramm zur Schaffung familienexterner Kinderbetreuungsplätze bei CHF 120
Mio fest.
– Das Gesetz zur Harmonisierung der Familienzulagen wurde in der Volksabstimmung
mit klarer Mehrheit gutgeheissen.

Bildung und Forschung:
– Volk und Stände stimmten dem Bildungsrahmenartikel zu.
– Die EDK gab das neue Schulkonkordat HarmoS in die Vernehmlassung.
– Das Parlament verabschiedete das Medizinalberufegesetz.
– Die Räte hiessen die Beteiligung der Schweiz am siebten
Forschungsrahmenprogramm der EU mit einem Kredit von CHF 2.545 Mia. gut.
– Der Nationalrat nahm die Beratungen zur Revision des Patentrechts in Angriff.

Kultur, Sprache, Kirchen:
– Im Sommer nahm der Bundesrat von den Vernehmlassungsergebnissen zum neuen
Kulturförderungsgesetz und zur Totalrevision des Pro-Helvetia-Gesetzes Kenntnis.
– Auf den ersten April traten die MEDIA-Abkommen der EU für den Filmbereich in Kraft,
an denen die Schweiz gleichberechtigt beteiligt ist.
– Das Parlament hiess einen Rahmenkredit für die Sanierung und Erweiterung des
Verkehrshauses der Schweiz gut.
– Der Ständerat stimmte der Revision des Urheberrechtsgesetzes zu.
– Eine Nationalratskommission legte ihren Entwurf für ein Bundesgesetz über die
Landessprachen vor. 

Medien:
– Eine Debatte um die Bestrafung von Journalisten wegen der Publikation von amtlich
geheimen Dokumenten prägte das Berichtsjahr.
– Im Juni wurde das neue Medienzentrum für die Bundeshausmedien eröffnet.
– Mit «20 Minutes«», «Heute» und «Cash-Daily» wurden 2006 gleich drei neue
Gratiszeitungen lanciert.
– Das revidierte Radio- und Fernsehgesetz konnte verabschiedet werden.
– Die Schweiz darf künftig die Internetdomain schweiz.ch in allen vier Landessprachen
als offizielles Portal nutzen.

Qu'est-ce qui figurait à l'agenda politique suisse en 2006? Quelles étaient les affaires
les plus importantes au Parlement? Et qu'est-ce qui a interpellé le public intéressé par
la politique? Les événements les plus importants en 2006 sont résumés ci-dessous et
ensuite listés par thème. Les liens vous mèneront directement à ces objets et
événements clés de l'année en cours. Hier finden Sie die deutsche Version dieses
Artikels.

Ne dérogeant en quelque sorte pas à la règle depuis trois ans, une grande partie des
discussions politiques dans les médias ont porté sur le conseiller fédéral UDC
Christoph Blocher. Il a toutefois moins été question des capacités de fonctionnement
collégial du gouvernement qu’auparavant. Il a bien plus été question de prises de
position du chef du DFJP en relation avec des décisions judiciaires en rapport avec la
loi sur l’asile et la norme pénale antiraciste. Les opposants ont vu dans les propos de
Christoph Blocher une infraction, ou tout du moins un manque de respect au principe
de séparation des pouvoirs. Le système politique a continué à bien fonctionner, malgré
la polarisation des forces politiques au gouvernement et au parlement, et malgré le fait
que les blocages aient augmenté au parlement durant la législature en cours à cause
des alliances « contre-nature » entre Verts et socialistes, d’un côté, et démocrates du
centre de l’autre. La position du Conseil fédéral et de la majorité du parlement s’est
imposée lorsque leurs décisions ont été contestées par référendum. Cela a non
seulement été le cas pour la révision de la loi sur l’asile et de la loi sur les étrangers,
combattue par la gauche, mais également pour l’unification des allocations familiales,
combattue par le PRD et l’UDC, et pour la loi fédérale sur la coopération avec les Etats
d’Europe de l’Est, combattue par l’UDC et les petits partis d’extrême-droite.

ANDERES
DATUM: 31.12.2006
HANS HIRTER
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Les élections fédérales de l’automne 2007 se sont invitées dans le débat politique de
manière encore plus sensible que l’année précédente. Les partis n’ont pas seulement
présenté leurs plateformes électorales lors de leurs assemblées de délégués, mais ont
également intégré des réflexions électorales dans leurs décisions politiques courantes.
Aussi bien l’UDC que le PS se sont vus poussés à soutenir, comme en 2005 déjà, des
référendums, et cela malgré le fait que leurs directions de parti respectives auraient
plutôt souhaité éviter des campagnes de votation. Les socialistes ont soutenu le
référendum des Verts contre la révision de l’assurance-invalidité. L’UDC a soutenu le
référendum lancé par des petits partis d’extrême-droite (Lega dei Ticinesi et DS) à
l’encontre du milliard de francs destiné au financement de l’effort de cohésion de l’UE.
Les Verts ont une nouvelle fois été victorieux lors des élections cantonales ; si la
progression de l’UDC et du PS a été hétéroclite, radicaux et démocrates-chrétiens ont à
nouveau figuré sur la liste des perdants.

En acceptant l’aide financière suisse à destination des nouveaux pays membres de l’UE,
le peuple a confirmé une fois encore son soutien aux accords bilatéraux avec l’UE. Le
Conseil fédéral a réaffirmé cette politique durant l’année sous revue dans son rapport
Europe 2006. Le gouvernement a, par ailleurs, relégué l’adhésion à l’UE d’un objectif
stratégique à une simple option parmi d’autres. Economiesuisse, l’association faîtière
de l’économie, est allée plus loin en se prononçant résolument contre l’adhésion de la
Suisse à l’UE.

L’accord sur la libre circulation des personnes avec l’UE a entraîné une réorientation de
l’immigration. La part d’immigrés peu qualifiés et ne disposant pas de bonnes
connaissances linguistiques a chuté au profit d’une main d’œuvre qualifiée issue
d’Allemagne, notamment. Les flux migratoires mondiaux et le regroupement familial des
personnes qui ont immigré avant tout depuis l’Europe du Sud-est dans les années 1990,
témoignent du fait que l’immigration continue à créer des problèmes culturels,
linguistiques et de formation. Les trois partis bourgeois ont présenté des moyens de
régler ces problèmes. Alors que l’UDC a proposé avant tout des mesures répressives,
comme par exemple l’expulsion des criminels condamnés, PRD et PDC ont insisté sur
l’importance de la formation dans la réussite de l’intégration. Le durcissement de la loi
sur l’asile à été soutenu par l’ensemble des partis bourgeois, mais combattu par la
gauche qui estimait qu’il portait atteinte aux droits de l’homme.

L’économie a poursuivi son développement positif au cours de l’année sous revue, à
nouveau en grande partie grâce aux exportations. Le taux d’inflation est resté faible,
malgré l’excellente conjoncture. Quant au taux de chômage, il a continué à régresser.
L’absence de véritables problèmes n’est sans doute pas étrangère au fait que le thème
le plus débattu en matière de politique économique durant l’année sous revue ait été
celui des salaires et indemnités, jugées exorbitantes, de quelques hauts managers des
branches de la finance et de la pharmacie. Une initiative populaire a d’ailleurs été
lancée relativement à cette question. La libéralisation dans le domaine des
infrastructures a fait peu de progrès. Le parlement a presque terminé l’examen de la
deuxième tentative de libéralisation du marché de l’électricité. Une majorité formée du
PDC et de la gauche a rejeté la proposition du Conseil fédéral de privatisation de
Swisscom. Dans son rapport sur la Politique agricole 2011, le Conseil fédéral a confirmé
son intention de poursuivre la libéralisation de la politique agricole à petits pas. Les
associations paysannes et leurs alliés PDC et UDC au parlement ont accepté cette
stratégie, mais se sont prononcés en faveur d’un tempo de réformes plus lent, ainsi
qu’une mise à disposition de moyens financiers supplémentaires pour pallier aux pertes
de revenu des paysans.

Les finances publiques ont évolué de manière très positive, avant tout grâce à des
rentrées fiscales en forte hausse. Les comptes de la Confédération ont bouclé sur un
excédent de CHF 2.5 milliards, et ont ainsi largement dépassé les prévisions
budgétaires. La grande majorité des cantons a également enregistré des résultats
positifs au bilan de l’année sous revue. Il en a ainsi résulté une certaine marge de
manœuvre pour des baisses d’impôt pour les familles et les entrepreneurs, notamment.
Diverses décisions ont été prises, en conséquence, par les parlements ou en votation
populaire. Au niveau fédéral, le parlement a voté les mesures immédiates demandées
par le Conseil fédéral pour l’allégement des charges fiscales pour les familles. Il a par
ailleurs ouvert la discussion sur le projet de baisse d’impôts pour les entrepreneurs. En
parallèle à cela, le gouvernement s’est évertué, sans grand succès, à examiner les
potentiels d’économies supplémentaires au niveau des dépenses de la Confédération.
La nouvelle organisation des tâches au niveau de l’Etat fédéral a, quant à elle, progressé
à grands pas : le parlement a en effet adopté la législation d’exécution relative à la
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répartition des tâches entre Confédération et cantons. Le Conseil fédéral a ajouté à
cela des propositions de financement correspondantes.

Sur le plan des assurances sociales, la décision la plus importante a été prise au niveau
de l’assurance-invalidité, hautement déficitaire de manière chronique. La question de
son financement futur, et avant tout celle du découplage avec la caisse-AVS a été
reportée. La 5ème révision de l’AI votée par le parlement crée les conditions préalables
à un endiguement de l’augmentation des coûts. Le principe de l’« insertion avant la
rente », concrétisé par des mesures comme le dépistage des cas de maladie, n’a pas
été contesté. Des mesures isolées, comme la suppression des rentes pour conjoint, se
sont cependant heurtées à une forte résistance de la part de la gauche et de plusieurs
organisations de personnes handicapées, qui ont d’ailleurs lancé le référendum à
l’encontre de la réforme. La discussion sur la 2ème révision de la loi sur l’assurance-
maladie a occupé le Conseil des Etats durant toute l’année. La majorité du parlement a
toutefois été d’accord sur le fait que, ni l’initiative populaire pour une caisse-maladie
unique lancée par la gauche, ni l’initiative populaire UDC visant à des réductions
massives des prestations dans l’assurance de base, ne constituaient des concepts de
réforme praticables.

Problèmes politiques fondamentaux:
– La proposition de remplacer le « cantique suisse » par un hymne national moderne
n’a pas trouvé de majorité.
– Le chômage est resté la préoccupation première de la population durant l’année sous
revue.
– Dans le canton de Genève, qui possède la Constitution la plus ancienne de Suisse, la
plupart des partis politiques se sont prononcés en faveur d’une révision totale de celle-
ci.

Ordre juridique:
– Le chef du DFJP, Christoph Blocher, a envisagé une révision de la norme pénale
antiraciste.
– Le parlement a décidé de mettre sur pied un nouveau numéro unique de sécurité
sociale, qui pourra également être utilisé à des fins statistiques.
– Le dénombrement de la population ne se fera plus par le truchement d’un
recensement avec questionnaire à l’avenir, mais sur la base des registres communaux
des habitants et de sondages représentatifs.
– Le Conseil fédéral aimerait donner des possibilités supplémentaires aux organes de
protection de l’Etat au niveau de la surveillance préventive.
– Le Conseil fédéral s’est prononcé contre l’initiative populaire de l’UDC sur les
naturalisations.
– Le Conseil des Etats a adopté l’unification du droit de procédure pénale.
– Le groupe « Marche blanche » a déposé son initiative populaire «pour
l'imprescriptibilité des actes de pornographie enfantine».
– Le parlement n’est pas parvenu à se mettre d’accord sur la loi d’application de
l’initiative « Internement à vie pour les délinquants sexuels ou violents jugés très
dangereux et non amendables ».
– Les chambres ont adopté les bases légales nécessaires à la lutte contre la violence
lors de manifestations sportives ; un référendum lancé par divers clubs de supporters
de football et de hockey sur glace n’a pas abouti.
– Le Conseil fédéral a présenté son projet de nouveau code de procédure civile unifié ;
celui-ci doit remplacer les 26 réglementations cantonales.

Institutions et droits populaires:
– L’Assemblée fédérale a élu Doris Leuthard, la présidente du PDC, en tant que
successeur du conseiller fédéral Joseph Deiss.
– Le parlement a confirmé son intention de réunir, dans un seul et même département,
les offices fédéraux qui s’occupent de la formation, de la recherche et de l’innovation.
– La primauté des cotisations pour les prestations de vieillesse a été introduite avec
l’adoption de la révision totale de la loi sur la caisse de pensiondu personnel fédéral par
les chambres.
– Le Conseil national a rejeté le passage à un nouveau rythme des sessions
parlementaires à une semaine par mois.
– Le parlement s’est prononcé en faveur d’une réduction du nombre de juges
fédéraux.
– L’édification d’une législation d’exécution à l’introduction récente de l’initiative
générale s’est révélée trop compliquée.
– Le Conseil national a voté un contre-projet indirect à l’initiative populaire «
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Souveraineté du peuple sans propagande gouvernementale ».

Structures fédéralistes:
– Le parlement a adopté la loi de mise en oeuvre de la nouvelle péréquation financière
et de la répartition des tâches entre la Confédération et les cantons (RPT).
– La Landsgemeinde glaronaise a décidé de réduire drastiquement le nombre de
communes de 25 à 3.
– L’Assemblée interjurassienne a commencé à élaborer un rapport sur le rattachement
des trois districts du Jura bernois au canton du Jura.

Elections:
– Lors des élections de huit parlements cantonaux, la représentation des Verts et de
l´UDC a été renforcé tandis que le PS, le PRD et surtout le PDC ont perdu des sièges.
– Le canton de Berne a élu un gouvernement à majorité rose-verte. Le Jura retrouve un
exécutif à majorité bourgeoise par le siège du PRD.
– L´UDC reste sans succès dans les élections aux exécutifs cantonaux.
– Lausanne a élu un exécutif majoritairement rose-verte.

Politique étrangère:
– Le Conseil fédéral a présenté le Rapport Europe 2006, dans lequel il relègue
l’adhésion à l’UE à une simple option parmi d’autres.
– Le peuple a accepté la loi fédérale sur la coopération avec les Etats d’Europe de l’Est,
qui prévoit le versement d’un milliard de francs sur cinq ans.
– Plusieurs accords de libre-échange dans le cadre de l’AELE ont été adoptés par les
chambres.
– Ces dernières ont adopté l’arrêté fédéral concernant l’octroi de préférences
tarifaires en faveur des pays en développement.
– Le commerce extérieur suisse a connu une année exceptionnelle.
– Le parlement s’est prononcé en faveur de la révision du Protocole additionnel aux
Conventions de Genève de 1949, relatif à l’adoption d’un signe distinctif additionnel (le
cristal rouge).

Armée:
– Le Conseil fédéral a approuvé deux accords qui fournissent de nouvelles bases légales
à l’engagement d’officiers suisses dans le cadre de l’ISAF en Afghanistan.
– Le Conseil national a refusé les modifications de l’organisation de l’armée proposées
par le Conseil fédéral (étape de développement 2008/2011 de l’armée).
– Les cantons ont avoué qu’ils ne pouvaient se passer de l’armée pour la surveillance
des représentations diplomatiques étrangères en Suisse.
– Les chambres fédérales ont adopté le Programme d’armement 2006.
– Le parlement a adopté une motion qui demandait au Conseil fédéral d’introduire la
notion de « preuve par l’acte » dans le cadre de la loi fédérale sur le service civil.

Politique économique:
– Le développement économique favorable s’est poursuivi durant l’année sous revue.
– Le parlement a adopté le projet de nouvelle politique régionale proposé par le Conseil
fédéral.
– Le gouvernement a mis en consultation des propositions pour l’introduction
unilatérale du principe du Cassis de Dijon, réclamée par de nombreux milieux.
– Un privé a lancé une initiative populaire en faveur de la limitation des salaires des
cadres et des indemnités des membres des conseils d'administration dans les sociétés
anonymes, souvent jugés exorbitants.

Crédit et monnaie:
– La Banque nationale suisse a poursuivi, compte tenu de la bonne situation
conjoncturelle, une politique monétaire légèrement restrictive.
– Le parlement a adopté la nouvelle loi sur les placements collectifs en capital.
– Le peuple et les cantons ont rejeté l’initiative populaire « Utilisation des bénéfices de
la Banque nationale pour l'AVS».
– Le Conseil national s’est prononcé contre un ancrage du secret bancaire dans la
Constitution fédérale.
– La commission d’experts pour une révision totale de la loi sur le contrat d’assurance a
livré son projet durant l’année sous revue.

Agriculture:
– Le Conseil fédéral a présenté son message concernant l’évolution de la future
politique agricole (PA 2011).
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– Les chambres ont adopté la révision de l’aménagement du territoire qui touche au
secteur agricole.
– La révision de la loi sur les épidémies a été adoptée par le parlement.
– Les chambres ont adopté plusieurs interventions relatives à la question du génie
génétique dans l’agriculture.
– Le Conseil fédéral n’a pas souhaité prendre de mesures strictes à l’égard des chiens
dangereux au niveau fédéral. Certains cantons n’ont dès lors pas hésité à agir dans ce
domaine.
– Le Conseil fédéral s’est prononcé contre l’initiative populaire intitulée « Sauvez la
forêt suisse ».

Finances publiques:
– Le Conseil fédéral a mis en consultation quatre modèles pour la révision de
l’imposition des couples mariés; le parlement a adopté les mesures immédiates
atténuant la discrimination fiscale des couples mariés par rapport aux concubins.
– Les chambres fédérales ont débattu de la deuxième réforme de l’imposition des
sociétés.
– Les comptes d’Etat 2006 ont été clôturés avec un excédent de CHF 2.5 milliards.
– Le budget 2007 prévoit un excédent de CHF 904 millions.
– Le parlement a voté la législation d’exécution concernant la réforme de la
péréquation financière et de la répartition des tâches entre la Confédération et les
cantons (RPT); le Conseil fédéral a présenté le message sur la dotation de la
péréquation des ressources, de la compensation des charges et de la compensation
des cas de rigueur.

Energie:
– L’année sous revue a été marquée par les débats relatifs à la future politique
énergétique de la Suisse.
– Le Conseil fédéral a adopté un mandat pour des négociations en vue d’un accord sur
le transit d’électricité avec l’UE.
– Les divergences relatives à la loi fédérale sur l’approvisionnement en électricité n’ont
pas pu être aplanies au parlement durant l’année sous revue.
– Le Conseil fédéral a adopté le message concernant la nouvelle organisation de la
surveillance de la sécurité nucléaire.
– L’Office fédéral de l’énergie a présenté un projet de plan de route, qui esquisse les
procédures à suivre en cas de recherche d’un site d’entreposage de déchets
radioactifs.
– La Suisse s’est jointe au partenariat international pour les énergies renouvelableset
l’efficacité énergétique (REEP).

Transports et communications:
– Le parlement a approuvé la création d’un fonds d’infrastructure pour les routes et le
rail doté de CHF 20.8 milliards.
– Le Conseil fédéral a demandé un 9ème crédit-cadre concernant les contributions
d’investissement aux chemins de fer privés d’un montant de CHF 600 millions; les
chambres fédérales l’ont augmenté à CHF 800 millions.
– Le parlement n’est pas entré en matière sur le projet de privatisation de Swisscom.
– Le gouvernement a l’intention de poursuivre la libéralisation progressive du marché
postal suisse.
– Le Conseil fédéral a mis en consultation un projet de modification constitutionnelle
pour un financement spécial de l’aviation.

Aménagement du territoire et logement:
– Le Parlement a débattu d’une révision partielle de la loi sur l’aménagement du
territoire, qui vise à améliorer les gains accessoires des agriculteurs.
– Le PRD zurichois a déposé une initiative populaire fédérale concernant la restriction
du droit de recours des organisations.
– Le Conseil fédéral a l’intention d’abroger la loi fédérale sur l’acquisition d’immeubles
par des personnes domiciliées à l’étranger.
– Son projet de révision du droit du bail ayant été critiqué en consultation, le
gouvernement a décidé de régler les modifications susceptibles d’être revues par biais
d’ordonnance.

Protection de l’environnement:
– Le parlement a débattu de l’introduction d’une taxe sur les combustibles et d’une
réduction de l’impôt sur les gaz naturel, liquide, et le biogaz.
– L’initiative populaire pour la renaturation a été déposée.
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– Le Conseil fédéral a proposé de rejeter l’initiative populaire «Contre le bruit des
avions de combat à réaction dans les zones touristiques».
– Le PRD zurichois a déposé une initiative populaire fédérale concernant la restriction
du droit de recours des associations. Le parlement a limité le droit de recours des
associations environnementales dans le cadre des études d’impact sur
l’environnement.
– Les chambres fédérales ont procédé à une révision partielle de la loi fédérale sur la
protection de la nature et du paysage qui crée des bases légales pour la création de
parcs nationaux.

Population et travail:
– La population résidente a dépassé pour la première fois la barre des 7.5 millions de
personnes.
– L’Office fédéral de la statistique a publié une estimation des coûts moyens du travail
en Suisse en comparaison avec les pays de l’UE.
– Le taux moyen de chômage a baissé de manière significative durant l’année sous
revue.
– Les chambres ont adopté la révision de la Loi sur le travail, qui prévoit que la limite
d’âge pour la protection spéciale des jeunes travailleurs soit abaissée à 18 ans.

Santé, assistance sociale, sport:
– Un rapport de l’OMS et de l’OCDE a évalué de manière positive le système de santé
suisse.
– Le Conseil fédéral a mis en consultation un projet de réglementation relative à la
recherche sur l’être humain.
– Dans les cantons du Tessin et de Soleure, le peuple s’est prononcé en faveur d’une
interdiction de fumer dans les restaurants et les lieux publics.
– Le Conseil national a donné un nouvel élan à une révision de la loi sur les stupéfiants.
– La Confédération a publié pour la première fois une statistique détaillée de l’aide
sociale.
– Le parlement a alloué un deuxième crédit, plus important, pour l’organisation du
Championnat d’Europe de Football 2008.

Assurances sociales
– L’USS a déposé son initiative populaire en faveur d’un âge de la retraite flexible.
– Le parlement a adopté la 5ème révision de l’AI ; plusieurs organisations de personnes
handicapées ont lancé le référendum à son encontre.
– Le Conseil fédéral a demandé au parlement un abaissement du taux de conversion au
niveau de la prévoyance professionnelle.
– Le parlement s’est prononcé contre l’initiative populaire de la gauche en faveur d’une
caisse maladie unique, et a poursuivi ses travaux en rapport avec la 2ème révision de la
loi fédérale sur l’assurance-maladie.
– Malgré une situation qui s’est améliorée sur le marché du travail, l’assurance-
chômage n’a pu sortir des chiffres rouges.

Groupes sociaux:
– Le peuple a clairement accepté la révision de la loi sur l’asile et la nouvelle loi sur les
étrangers.
– Le Conseil fédéral a décidé de faire participer la Suisse à un protocole facultatif de
l’ONU qui complète la Convention sur l’élimination de toutes les formes de
discrimination à l’égard des femmes (CEDAW).
– Le parlement a fixé à CHF 120 millions le deuxième crédit d’engagement (2007-2011)
pour le programme d’impulsion en faveur de la création de places de garde des enfants
en dehors de la famille.
– La loi sur l’harmonisation des allocations familiales a été acceptée à une nette
majorité en votation populaire.

Enseignement et recherche:
– Le peuple et les cantons ont approuvé la révision des articles constitutionnels sur
l’éducation.
– La CDIP a mis en consultation le nouveau concordat sur l’harmonisation de la
scolarité obligatoire en Suisse HarmoS.
– Le parlement a approuvé la loi sur les professions médicales.
– Les chambres fédérales ont adopté la participation de la Suisse au 7ème programme-
cadre de recherche de l’UE pour un montant de CHF 2.545 milliards.
– Le Conseil national a débattu de la révision de la loi sur les brevets.
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Culture, langues, églises:
– En été, le Conseil fédéral a pris connaissance des résultats de la mise en consultation
de la nouvelle loi sur l’encouragement de la culture, et de la révision totale de la loi
fédérale sur la fondation Pro Helvetia.
– Les accords MEDIA de l’UE sont entrés en vigueur le 1er avril ; ils permettent une
collaboration intégrale, et à titre égal, de la production cinématographique suisse.
– Les chambres ont adopté une loi-cadre pour la rénovation et l’agrandissement du
Musée suisse des transports.
– Le Conseil des Etats a adopté la révision de la Loi sur le droit d’auteur.
– Une commission du Conseil national a présenté son projet de loi sur les langues
nationales.

Médias:
– L’année sous revue a été marquée par les débats autour des poursuites judiciaires de
journalistes pour la publication de documents officiels confidentiels.
– Le nouveau centre de presse pour les médias accrédités au Palais fédéral a été ouvert
au mois de juin.
– Trois nouveaux journaux gratuits ont été lancés en 2006 : « 20 Minutes », « Heute »
et « Cash-Daily ».
– La révision de la loi sur la radio et la télévision a été adoptée par les chambres.
– La Suisse peut désormais utiliser l’adresse suisse.ch, dans les quatre langues
nationales, en tant que portail internet officiel.

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Jahresrückblick 2019: Institutionen und Volksrechte

Der Bundesrat stand aus mindestens vier Gründen 2019 im Fokus der politischen
Debatte. Zuerst gab die Departementsverteilung  im Nachgang der
Bundesratsersatzwahlen vom Dezember 2018, bei denen Doris Leuthard (cvp) und
Johann Schneider-Ammann (fdp) durch Viola Amherd (cvp) und Karin Keller-Sutter (fdp)
ersetzt worden waren, zu reden (vgl. auch den entsprechenden Peak bei der
Medienberichterstattung). Nicht nur, dass mit Viola Amherd zum ersten Mal in der
Geschichte der Schweiz eine Frau das VBS übernahm, sondern auch der Wechsel von
Guy Parmelin ins WBF und von Simonetta Sommaruga ins UVEK wurden in den Medien
diskutiert. Kommentiert wurde dabei insbesondere, dass die Verteilung offenbar erst
nach einem Mehrheitsbeschluss innerhalb des Gremiums zustande gekommen war, was
als schlechter Start und Herausforderung für die künftige Konkordanz interpretiert
wurde. Mit der Wahl von zwei Frauen in die Landesregierung wurde der Debatte um die
verfassungsmässige Festschreibung einer Frauenquote im Bundesrat der Wind aus den
Segeln genommen. Ein entsprechender Vorstoss, der vom Ständerat noch angenommen
worden war, wurde vom Nationalrat versenkt. Auch die Idee einer Karenzfrist, also das
Verbot für ehemalige Magistratspersonen, Mandate von Unternehmen anzunehmen, die
in Beziehung zu ihrem Regierungsamt stehen, wurde – wie schon 2015 – abgelehnt. Die
Gesamterneuerungswahlen für den Bundesrat Ende Jahr lösten eine breite und medial
stark begleitete Debatte um Zauberformel, Konkordanz, Systemstabilität und die
Ansprüche der bei den Wahlen 2019 sehr erfolgreichen Grünen Partei auf einen
Bundesratssitz aus. Die Mehrheit des Parlaments entschied sich, Regula Rytz, die
Sprengkandidatin der Grünen, nicht anstelle von Ignazio Cassis in die Exekutive zu
wählen.

Auch die Zusammenarbeit zwischen Regierung und Parlament war im Berichtjahr
Gegenstand parlamentarischer Arbeit. Beraten wurde dabei insbesondere die Idee
eines Verordnungsvetos. Die auf eine parlamentarische Initiative Aeschi (svp, ZG; Pa.Iv.
14.422) zurückgehende, 2014 eingereichte Idee sieht vor, dass ein Drittel der Mitglieder
eines Rates gegen die Veröffentlichung einer bundesrätlichen Verordnung ein Veto
einlegen kann, wenn die Stossrichtung der Verordnung nicht dem Willen des Parlaments
entspricht. Während sich eine Mehrheit des Nationalrats davon eine präventive Wirkung
erhoffte, lehnte die Mehrheit des Ständerats die Vorlage als zu kompliziert ab. Ein
weiteres Mal abgelehnt wurde – ebenfalls nach längeren Diskussionen – die Idee einer
Neuorganisation der Legislaturplanung. Das Parlament debattiert in schöner
Regelmässigkeit seit der 2002 eingeführten Änderung, ob die Diskussionen um die
zahlreichen Änderungsanträge an der Legislaturplanung zielführend seien. Der Antrag,

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN
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die Planung wie vor 2002 einfach zur Kenntnis nehmen zu können und eben nicht als
Bundesbeschluss behandeln zu müssen, stiess aber im Parlament erneut auf taube
Ohren. Die Wahrscheinlichkeit ist gross, dass die Diskussion nach den eidgenössischen
Wahlen 2019 erneut losgehen wird. 

Im Nationalrat wurde 2019 die Frage erörtert, wie politisch die Verwaltung sei.
Während eine Motion Bigler (fdp, ZH; Mo. 17.4127), die eine Offenlegung der
Interessenbindungen von Kaderangestellten verlangt, von der grossen Kammer
angenommen wurde, lehnte diese ein Postulat Burgherr (svp, AG; Po. 17.3423) ab, mit
dem hätte untersucht werden sollen, wann und wie die Verwaltung effektiv politischen
Einfluss ausübt. Dauerbrenner im Parlament waren auch 2019 Sparmassnahmen bei den
Personalkosten in der Verwaltung. Diese sollten, wäre es nach dem Nationalrat
gegangen, mit Hilfe von Digitalisierung oder durch einen Ausgabenstopp in den Griff
bekommen werden – der Ständerat verweigerte aber jeweils seinen Segen dazu. 

Im letzten Jahr der 50. Legislatur kam es im Parlament noch zu fünf Mutationen.
Insgesamt wurden in der 50. Legislatur 26 Nationalrats- und zwei Ständeratsmandate
ersetzt; rund ein Drittel der Mutationen war durch die SP-Fraktion zu verantworten. Das
Büro-NR will sich in einem Bericht auf ein Postulat Feri (sp, AG; Po. 18.4252) der
Vereinbarkeit der Parlamentsarbeit mit Familie und Beruf annehmen, einem Thema, das
in den letzten Jahren immer virulenter zu werden scheint, wie verschiedene Vorstösse
zeigen. Nicht einig wurde man sich in den Räten über verschiedene Spesenregelungen.
Die SPK-NR entschloss sich deshalb, mit einer Kommissionsinitiative (Pa.Iv. 19.431)
wenigstens die Übernachtungsentschädigungen einheitlicher zu organisieren. Diskutiert
wurde im Parlament auch 2019 wieder über Regeln für transparenteres Lobbying. Die
seit Langem schwelende Debatte, die spätestens 2015 mit der sogenannten
«Kasachstan-Affäre» viel Fahrt aufgenommen hatte, wurde allerdings stark abgebremst:
Fast wäre auch der letzte, ziemlich zahnlose Vorstoss in diese Richtung versandet, wenn
nicht der nach den eidgenössischen neu zusammengesetzte Nationalrat den
Nichteintretensentscheid auf einen Vorschlag der SPK-SR sozusagen in letzter Minute
zurückgenommen hätte.

Etwas stärker in den Fokus als auch schon geriet 2019 die Judikative, was sich auch in
der Medienkonjunktur zu diesem Thema zwischen März und September 2019
beobachten lässt. Dies hatte einerseits damit zu tun, dass im Nationalrat über die
Revision des ziemlich umstrittenen Bundesgerichtsgesetzes debattiert wurde –
insbesondere die subsidiäre Verfassungsbeschwerde wird wohl auch 2020 noch zu
reden geben, auch wenn der Ständerat kurz vor Ende Jahr beschloss, nicht auf die
Vorlage einzutreten. Andererseits standen einige Ersatzwahlen an, die jedoch in aller
Regel geräuschlos über die Bühne gehen. Beinahe wäre jedoch eine Ersatzwahl ans
Bundesgericht zur Ausnahme dieser Regel geworden, da die GK entgegen den
Gepflogenheiten nicht die am stärksten untervertretene SVP, sondern die CVP
berücksichtigte, was beinahe zu einer noch nie vorgekommenen Kampfwahl geführt
hätte. Dafür, dass das Gerichtswesen auch in Zukunft im Gespräch bleibt, wird wohl
auch die 2019 zustande gekommene Justizinitiative sorgen, die vorschlägt, oberste
Richterinnen und Richter per Losverfahren zu bestimmen, um eben diese starke, dem
Proporzgedanken geschuldete Verbindung zwischen Judikative und Parteien zu
verhindern. Viel zu schreiben gab zudem die Bundesanwaltschaft. Nach langen und
stark medial begleiteten Diskussionen zu einer Disziplinaruntersuchung um den
amtierenden Bundesanwalts Michael Lauber wurde dieser erst nach einer Verschiebung
der Wahl von der Sommer- in die Herbstsession und äusserst knapp für eine dritte
Amtsperiode bestätigt.

Im Wahljahr 2019 trat die Nutzung der direkten Demokratie ein wenig in den
Hintergrund. An zwei Abstimmungswochenenden wurde lediglich über drei Vorlagen
abgestimmt. Dabei folgte die Mehrheit der Stimmbevölkerung sowohl bei den beiden
Referenden (STAF und Waffenschutzrichtlinie) als auch bei der Zersiedelungsinitiative
der Empfehlung von Parlament und Bundesrat. Die Ablehnung der
Zersiedelungsinitiative bedeutet zudem, dass in der 50. Legislatur kein einziges
Volksbegehren Erfolg hatte. Die wahlbedingte Abstimmungspause wird wohl in den
folgenden Jahren zu einigen Abstimmungswochenenden mit mehreren Vorlagen führen,
sind doch Ende 2019 ganze 16 Volksinitiativen im Unterschriftenstadium und 19
abstimmungsreif oder beim Bundesrat oder im Parlament in Beratung. Dafür, dass in
Zukunft die direkte Demokratie umfassender genutzt werden könnte, sorgte das
Parlament zudem mit seiner Entscheidung zur Kündigung von Staatsverträgen, die
zukünftig nicht mehr dem Bundesrat, sondern der Legislative und im Falle eines
Referendums der Stimmbevölkerung obliegt. Eines der anstehenden Volksbegehren ist
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die Transparenzinitiative, für die die SPK-SR 2019 einen indirekten Gegenentwurf in die
Vernehmlassung gab, mit dem die Offenlegung der Finanzierung von Wahl- und
Abstimmungskampagnen im Gesetz geregelt werden soll und der in der Wintersession
vom Ständerat mit Anpassungen gutgeheissen wurde. 

Einen herben Dämpfer erlitt 2019 die Idee des elektronischen Wählens und
Abstimmens. Nachdem der Kanton Genf bereits Ende 2018 sein E-Voting-System
eingestellt hatte und das System der Post in einem öffentlich ausgeschriebenen
Stresstest den Anforderungen nicht standgehalten hatte, bestanden keine brauchbaren
technischen Angebote mehr für die effektive Durchführung von «Vote électronique».
Daher entschied sich der Bundesrat, sein Ziel, E-Voting als ordentlichen Stimmkanal
einzuführen, vorläufig zu sistieren. Gegenwind erhielt der elektronische Stimmkanal
zudem von einer Anfang 2019 lancierten Volksinitiative für ein E-Voting-Moratorium.
Immerhin entschied sich der Nationalrat für eine Motion Zanetti (svp, ZH; Mo. 19.3294)
mit dem Ziel, die Abstimmungsunterlagen elektronisch zustellen zu können. 1

Bundesrat

Nicht nur Wirtschaftskader geraten ob ihrer Entlohnung in die Medien, sondern in
schöner Regelmässigkeit auch immer wieder die Bundesrätinnen und Bundesräte. Laut
der Bundesinformationsseite ch.ch verdiente ein Mitglied der Landesregierung im Jahr
2015 rund CHF 445'000 zuzüglich etwa CHF 30'000 Spesenentschädigung. Das
Präsidialamt wird mit zusätzlichen CHF 12'000 pro Jahr entschädigt. Zu diskutieren
gaben allerdings nicht die im Vergleich zur Privatwirtschaft eher geringen Saläre der
aktiven Bundesrätinnen und Bundesräte als vielmehr die Ruhegehälter der ehemaligen
Magistratinnen und Magistrate. Diese erhalten in der Regel die Hälfte des Lohnes, den
sie während ihrer Amtszeit bezogen hatten. Voraussetzung ist allerdings, dass die
Amtszeit mindestens vier Jahre betragen hat. War dies nicht der Fall oder ist ein
ehemaliges Regierungsmitglied weiterhin arbeitstätig, wird das Ruhegehalt gekürzt -
insbesondere dürfen das Einkommen aus Erwerbstätigkeit und die Pension zusammen
den Lohn während der Amtszeit nicht übersteigen. Auch die Witwen ehemaliger
Bundesräte erhalten eine Entschädigung, die in etwa ein Viertel des Lohnes des
Verstorbenen ausmacht. Diese seit 1919 geltende Regel war nach der Nicht-Bestätigung
von Ruth Metzler in Anbetracht des jungen Alters der CVP-Magistratin virulent
diskutiert worden. Auch Parlamentarier stiessen sich damals am Umstand, dass die
junge Ex-Magistratin während langer Zeit ein Ruhegehalt beziehen würde. Metzler gab
damals ihren Verzicht auf die Rente bekannt. Mediale und parlamentarische
Auseinandersetzungen zum Thema Ruhegehalt löste auch die Bekanntgabe von alt-
Bundesrat Moritz Leuenberger aus, dass dieser bei der Implenia ein
Verwaltungsratsmandat übernommen hatte. 2015 störte sich der Blick am Umstand,
dass Alt-Bundesrat Kaspar Villiger trotz eines mehrere Millionen umfassenden
Vermögens das volle Ruhestandsgehalt erhielt. Die Weltwoche berichtete über den
Versuch der Bundeskanzlerin Corina Casanova, Licht ins Dunkel der Ruhegehälter zu
bringen. Wer genau wie viel Ruhegehalt bezieht, ist nämlich ein gut gehütetes
Geheimnis und es werden lediglich die Gesamtsumme und die Anzahl Renten öffentlich
gemacht – laut Weltwoche bezogen 2014 fünfzehn ehemalige Bundesräte, drei
ehemalige Bundeskanzler sowie vier Witwen insgesamt CHF 4,4 Mio. Ruhegehalt. Unklar
bleibt somit zum Beispiel, ob Ruth Metzler, Joseph Deiss oder Christoph Blocher nach
wie vor auf ihre Rente verzichten, wie sie dies in der Presse verlauten liessen. Laut
Weltwoche prallte die Bundeskanzlerin mit ihrem Begehren, das sie mit immer
zahlreicher werdenden Anfragen seitens der Medien begründete, an einer Mauer des
Schweigens ab: Die angefragten ehemaligen Mandatsträgerinnen und Mandatsträger
möchten Anonymität in Sachen Ruhegelder bewahren – so das Fazit des
Wochenblattes. 2

ANDERES
DATUM: 18.06.2015
MARC BÜHLMANN

Das Salär eines Bundesrates ist immer mal wieder Gegenstand medialer Debatten.
Zudem war der Durchschnittslohn der Magistratinnen und Magistraten auch
Gegenstand in der Debatte um die Kaderlöhne in bundesnahen Betrieben. Die Kosten
eines Bundesratsmitglieds bemessen sich aus seinem an die Teuerung angepassten
Lohn, der – Stand Januar 2017 – CHF 445'163 beträgt, und einer Spesenpauschale von
CHF 30'000 pro Jahr. Der Bundespräsident oder die Bundespräsidentin erhalten
zusätzlich CHF 12'000. Darüber hinaus übernimmt der Bund die Kosten für
Festnetzanschluss, Mobilteleton und PC und die Magistratinnen und Magistraten dürfen
ein Repräsentations- und ein Dienstfahrzeug nutzen, bezahlen für deren private

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN
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Nutzung allerdings 0.8 Prozent des Neupreises pro Monat. In den Leistungen
inbegriffen sind zudem ein SBB-Generalabonnement für die erste Klasse und ein GA für
die Schweizer Seilbahnen. 
Zu reden gibt aber insbesondere die Rente, die zurückgetretene Bundesrätinnen und
Bundesräte auf Lebenszeit erhalten. Sie beträgt CHF 220'000 pro Jahr, also rund die
Hälfte des ursprünglichen Lohnes. Nur wenn ein ehemaliges Bundesratsmitglied nach
seinem oder ihrem Rücktritt mehr verdient als im Amt, wird die „Versorgung der
Magistratspersonen” entsprechend gekürzt. Der Tages-Anzeiger rechnete aus, dass ein
Grund für das Wachstum des Personalaufwandes der Bundesverwaltung ebendiese
Ruhegehälter sind, deren Reserve laut Staatsrechnung stark aufgestockt werden
musste. 2017 waren 20 Personen – neben den Exekutivmitgliedern erhalten auch
ehemalige Bundeskanzlerinnen und -kanzler sowie Bundesrichterinnen und -richter
eine Rente – bezugsberechtigt. 17 dieser 20 Personen und drei Witwen erhielten eine
Rente, wobei nicht bekannt gegeben wird, um wen es sich dabei handelt. Der Tages-
Anzeiger mutmasste, dass Christoph Blocher, Ruth Metzler und Joseph Deiss die Rente
nicht beziehen. Insgesamt wurden laut Staatsrechnung 2016 CHF 10.67 Mio. an
pensionierte Richterinnen und Richter und CHF 4.28 Mio. an ehemalige
Magistratspersonen, Kanzlerinnen und Kanzler sowie Bundesratswitwen ausbezahlt.
Diese Summe wurde verschiedentlich als zu hoch betrachtet. Thomas Burgherr (svp,
AG) kündigte eine parlamentarische Initiative an, mit der nur noch jene Alt-
Bundesrätinnen und Alt-Bundesräte ein Ruhegehalt beziehen sollen, die im
Pensionsalter abtreten. 3

Die Höhe der Rente von ehemaligen Bundesratsmitgliedern gerät ab und zu in den
medialen Fokus. Das aktuelle Bundesgesetz über Besoldung und berufliche Vorsorge
von Magistratspersonen und die entsprechende Verordnung sehen eine jährliche
Rentenauszahlung von CHF 223'917 vor. Dies gilt allerdings nicht für ehemalige
Bundesrätinnen und Bundesräte, die nach Vollendung ihres Regierungsmandats noch
einem Erwerb nachgehen. Übersteigt dieses Erwerbseinkommen zusammen mit der
Rente den Jahreslohn eines amtierenden Bundesratsmitglieds, wird das Ruhegehalt
entsprechend gekürzt. 
Ein Ruhegehalt in dieser Höhe sei insbesondere vor dem Hintergrund der anstehenden
AHV-Reform stossend und «luxuriös», begründete Thomas Burgherr (svp, AG) seine
parlamentarische Initiative, mit der er eine zeitgemässe Altersvorsorge für ehemalige
Bundesrätinnen und Bundesräte forderte. Er schlug damit eine berufliche Vorsorge vor
oder forderte zumindest eine Kürzung der momentanen Rente. 
An ihrer Sitzung Anfang November 2018 sprach sich die SPK-NR mit 16 zu 8 Stimmen bei
1 Enthaltung gegen Folge geben aus. Als Grund gab die Mehrheit an, dass der
Rücktrittsentscheid eines Regierungsmitglieds nicht von finanziellen Überlegungen zur
Altersvorsorge abhängig sein dürfe. Die Kommissionsminderheit plädierte hingegen für
eine Vorbildfunktion des Bundesrats, die es mit sich bringe, dass man Kürzungen in der
Altersvorsorge in Kauf zu nehmen habe. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.11.2018
MARC BÜHLMANN

In der Verteidigung seiner parlamentarischen Initiative bemühte Thomas Burgherr (svp,
AG) die Abzocker-Initiative, die deutlich gemacht habe, dass die Bevölkerung eine
Begrenzung der Löhne von Mitgliedern der Chefetage wolle. Dies müsse auch für die
Politik gelten, weshalb die Rente von ehemaligen Bundesratsmitgliedern entweder
reduziert oder wenigstens in dem Sinne reformiert werden müsse, dass sie in eine
berufliche Vorsorge umgestaltet werde. Eine Rente von rund CHF 220'000 pro Jahr sei
nicht mehr zeitgemäss. 
Der Rat liess sich in der Frühjahrssession 2019 – mit Ausnahme der geschlossenen SVP-
Fraktion und zwei Mitgliedern der GL-Fraktion – aber scheinbar eher von den
Argumenten der Kommission überzeugen: Gerhard Pfister (cvp, ZG) und Valérie Piller
Carrard (sp, FR) machten für die SPK-NR deutlich, dass sich das bestehende System
bewährt habe und es auch administrativ einfach umsetzbar sei, weshalb es keinen
Grund für eine Reform gebe. Mit 118 zu 64 Stimmen wurde der Initiative keine Folge
gegeben. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.03.2019
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Bundesverwaltung - Organisation

Die Bundesverwaltung sei heute ein Akteur mit viel Macht, begründete Thomas Burgherr
(svp, AG) seinen Vorstoss für mehr Transparenz hinsichtlich Lobbying durch die
Verwaltung. Sie könne nicht nur Prozesse anregen und steuern sowie dank
Dossierkenntnis und Formulierungen von Gesetzen Politik beeinflussen, sondern sie
habe Mittel und Instrumente, die es ihr auch erlaubten, ganz subtil Einfluss zu nehmen
und so eigene Interessen durchzusetzen. Bundesbeamte hätten zwar eigentlich den
Auftrag, Politiker zu unterstützen, sie würden aber Kampagnen führen und Einfluss auf
die Meinungsbildung nehmen. Auch die Wissenschaft zeige – Burgherr nannte die
Namen Wolf Linder und Kurt Eichenberger, ohne aber auf konkrete Studien zu
verweisen –, dass die unpolitische Verwaltung eine Fiktion sei. Der Bundesrat müsse
deshalb in einem Bericht aufzeigen, wo, wann und wie die Verwaltung politisch tätig sei.
Justizministerin Karin Keller-Sutter, die den Bundesrat vertrat, begründete dessen
Empfehlung zur Ablehnung des Postulats mit dem Vertrauen ins Parlament. Es sei sicher
so, dass die Verwaltung mehr Einfluss habe als früher, weil dort auch einfach mehr
Wissen vorhanden sei. Dies mache sich das Parlament ja aber auch bei
parlamentarischen Initiativen selber zu Nutze, bei welchen der Bundesrat ja keinen
Einfluss habe, weil das Parlament direkt mit Bundesbeamten zusammenarbeite. Sie
habe bisher noch nie gehört, dass das Parlament mit dieser Zusammenarbeit nicht
zufrieden gewesen sei. Sie denke auch, dass das Parlament genug mündig sei, zu
beurteilen, ob und wann die Verwaltung Einfluss nehme, und entsprechend
Gegensteuer zu geben. Einen wohl ziemlich aufwändigen Bericht der Regierung
brauche es dazu deshalb nicht. 
Dies schien auch die Mehrheit des Nationalrats so zu sehen, die mit 112 gegen 61
Stimmen (2 Enthaltungen) das Postulat Burgherr ablehnte. 6

POSTULAT
DATUM: 13.06.2019
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Die SPK-NR basierte ihren abschlägigen Entscheid gegen die parlamentarische Initiative
Burgherr (svp, AG) auf der Reform des Geschäftsreglements von 2008: Mit den neuen
Bestimmungen müssen während mindestens acht Stunden einer ordentlichen Session
parlamentarische Initiativen vorgeprüft sowie Postulate und Motionen behandelt
werden. Seit der Einführung der damaligen Änderung seien viel mehr Vorstösse
behandelt worden, zudem nehme die Zahl unbehandelter und nach zwei Jahren
abgeschriebener Vorstösse stetig ab. In der 48. Legislatur seien 32 Prozent aller
eingereichten Vorstösse wegen Nicht-Behandlung abgeschrieben worden, in der 49.
Legislatur noch 22.5 Prozent und in der laufenden 50. Legislatur 16 Prozent. Den
Vorstoss von Thomas Burgherr, der verlange, dass Motionen und Postulate nicht mehr
unbehandelt abgeschrieben werden dürften, erachte die Mehrheit der Kommission
deshalb als nicht notwendig. Eine starke Minderheit – die SPK-NR hatte lediglich mit 11
zu 10 Stimmen gegen Folgegeben gestimmt – plädierte dafür, dass das Parlament «die
Vorstösse seiner Mitglieder ernster nehmen» müsse. 
In der Ratsdebatte argumentierte der Initiant, dass die Traktandierungs- und
Abschreibepolitik «den Anschein von Willkür und Ungleichbehandlung» erwecke. Es
gebe viele Möglichkeiten, mehr Vorstösse zu behandeln. Ein Parlamentsmitglied könne
den Wählerauftrag nicht wahrnehmen, wenn die eingereichten Vorstösse nicht
behandelt würden. Kommissionssprecherin Christa Markwalder (fdp, BE) wies darauf
hin, dass nach zwei Jahren nicht behandelte und abgeschriebene Vorstösse wieder
eingereicht werden könnten. Zudem würde die Regierung zu jedem Vorstoss in der
Regel bis zur nächsten Session eine Stellungnahme abgeben. Auch für abgeschriebene
Vorstösse würde man also eine Antwort des Bundesrates erhalten. Im Rat fand die
Kommissionsmehrheit mehr Anhängerinnen und Anhänger als die Minderheit: Mit 100
zu 78 Stimmen (2 Enthaltungen) gab der Nationalrat der parlamentarischen Initiative
keine Folge. Die Vertreterinnen und Vertreter der Minderheit stammten aus den
geschlossen stimmenden SVP- und Grünen-Fraktionen. Sie wurden unterstützt von je
zwei Stimmen aus der BDP- und der CVP-Fraktion. 7
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Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Thomas Burgherr (udc, AG) a déposé une initiative parlementaire visant à renforcer le
principe de subsidiarité. Il propose de modifier la loi sur la consultation (LCo) et la loi
sur le Parlement (LParl) afin que les messages soumis au Parlement, ainsi que les
rapports sur la procédure de consultation, intègrent des informations substantielles et
des commentaires explicatifs sur la manière dont il a été tenu compte des obligations
prévues aux articles 5a, 43a alinéa 1, et 50 Cst. Selon lui, la RPT n'aurait pas donné
davantage de poids aux principes de la subsidiarité et de l'équivalence fiscale. Les
textes fédéraux ne motivent même plus la nécessité d'agir à l'échelon fédéral et il
n'existe aucun critère pour imposer leur application à tel ou tel type de projet en
particulier. Il faut, pour le parlementaire, que ces principes soient traduits au niveau
législatif afin qu'ils puissent déployer leurs effets. Dans le projet de modification du
droit parlementaire relatif à l'initiative parlementaire déposée par la CIP-CN (16.457), la
commission proposait d'ajouter la lettre ater à l'article 141 al 2 LParl et l'article 6a dans
la LCo, pour que soit motivé dans les messages et les rapports sur la consultation, le
respect du principe de subsidiarité dans l'attribution et l'accomplissement de tâches
étatiques. Une minorité souhaitait biffer la disposition dans la LParl. Une seconde
minorité, portée par Thomas Burgherr, voudrait, en plus, une justification de
l'exécution de la tâche par la Confédération. S'agissant de la loi sur la procédure de
consultation, des membres de la commission s'opposaient à l'introduction de la
nouvelle disposition. Lors du passage du projet de modification du droit parlementaire
au Conseil national, les propositions des minorités relatives à la LParl ont été balayées,
respectivement par 112 voix contre 73 et 2 absentions et 120 voix contre 67. La CIP-CE a
adhéré aux propositions de sa consœur. La CIP-CN considère que l'objectif de
l'initiative parlementaire déposée par Thomas Burgherr a été atteint et elle propose
donc, de la classer. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.05.2018
DIANE PORCELLANA

Wahlen

Kantonale Ersatzwahlen

Die 2016 in den Aargauer Regierungsrat gewählte Franziska Roth (AG, svp) sah sich
schon bald nach ihrer Wahl teilweise heftiger medialer und parteipolitischer Kritik
ausgesetzt, in der der politischen Quereinsteigerin mangelhafte Amtsführung und
schlechte Dossierkenntnisse vorgeworfen wurde. Als die Gesundheitsministerin Anfang
2019 dann zurückschlug und dem Parlament vorwarf, versteckte Interessen zu
verfolgen, und dabei auch ihre eigene Partei nicht schonte, nahm die Kritik nur noch
weiter zu. Anfang März 2019 wurde Roth gar von den Fraktionen der FDP, der CVP und
der GP in einer parlamentarischen Erklärung  wegen mangelnden Respekts gegenüber
Parlamentsmitgliedern, schlechter Kommunikation und fehlenden Bemühens um
Zusammenarbeit mit dem Parlament gemassregelt. Sie werde wohl auch für ihre Partei,
die SVP zum Problem, augurte die NZZ nach der «Standpauke», die in der Schweiz nur
selten so vorkomme. Auch aufgrund verschiedener Abgänge von Führungspersonal im
Departement von Roth entschied sich der Gesamtregierungsrat noch Anfang März 2019
eine unabhängige Analyse zu den «Problemen im Gesundheitsdepartement»
durchzuführen. Roth wurde zudem die Federführung über den Neubau des
Kantonsspitals Aarau entzogen. Doch es sollte für Roth tags darauf gar noch schlimmer
kommen, stellte ihr doch ihre eigene Partei ein Ultimatum: Nach einer parteiinternen
Aussprache gab SVP-Kantonalpräsident Thomas Burgherr an einer Medienkonferenz
bekannt, dass sich die SVP Konsequenzen überlegen werde, wenn sich die «prekäre»
Amtsführung im Gesundheitsdepartement bis im Sommer nicht bessere. Die SVP
fürchtete negative Auswirkungen auf die anstehenden Nationalratswahlen. Roth selber,
die an besagter Medienkonferenz nicht anwesend war, schloss einen Rücktritt freilich
kategorisch aus. Im Sonntags-Blick wurde die Frage gestellt, ob Frauen in der Politik mit
härterer Kritik konfrontiert würden als Männer, und auch die Weltwoche wunderte sich,
dass der Regierungsrätin ein Rücktritt nahegelegt werde, «obschon sich diese nichts
Gravierendes hat zuschulden kommen lassen».
Eine weitere Eskalationsstufe nahm die Geschichte Ende April 2019, als Franziska Roth
bekannt gab, aus der SVP auszutreten und künftig als Parteilose ihr Regierungsmandat
weiterzuführen. Sie gab zwar Mängel in ihrer eigenen Kommunikation zu, warf ihrer
Partei aber vor, sie mit «diffusen Vorwürfen» einzudecken und diese nicht zu
konkretisieren. Man habe sie «genötigt», zurückzutreten. Der Tages-Anzeiger wertete
dies als «Beispiel für die schlechte Verfassung der (Aargauer) SVP». Die Volkspartei
selbst gab bekannt, dass sie sich in Roth getäuscht habe, und entschuldigte sich für
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ihre Nomination. Es fehle ihr an Wille, Interesse und Talent, gab die Partei den Medien
bekannt und forderte den Rücktritt der Regierungsrätin. Für Schlagzeilen sorgte
daraufhin alt-Bundesrat Christoph Blocher, welcher der Aargauer Parteispitze
mangelndes Fingerspitzengefühl vorwarf. Die Weltwoche ortete derweil
«Führungsversagen und Personalprobleme bei der Aargauer SVP». Die WoZ wiederum
sah die Affäre als «Ausdruck der Krise», die in der SVP schwele. 
Mitte Juni 2019 nahm dann eine der «wohl bizarrsten politischen Karrieren, die es in
der Schweiz je gab» – wie die NZZ kommentierte – mit der Rücktrittsankündigung von
Franziska Roth ein Ende: Sie könne nicht so tätig sein, wie sie das gerne würde, weshalb
sie per Ende Juli 2019 von ihrem Amt zurücktrete. In der Folge entschied der
Regierungsrat, den Bericht zum Gesundheitsdepartement zu sistieren. 

Der Rücktritt setzte die Parteien unter Zugzwang, wurde doch der Termin für die
Ersatzwahl von Franziska Roth auf den 20. Oktober 2019 gesetzt – zeitgleich mit den
Nationalratswahlen. Diese Terminwahl sorgte für Unmut bei den meisten Parteien, die
sich nach einem Treffen der Parteipräsidenten per Brief beim Regierungsrat
beschwerten. Nicht unterschreiben wollten den Brief allerdings die GP und die SVP. Die
NZZ vermutete feilich, dass vor allem die SVP «in Nöte» geraten werde und dass die
anderen Parteien wohl Morgenluft witterten, da die SVP wohl nicht so rasch einen
Ersatz für Roth finden würde, das Vertrauen in die Partei angeschlagen und damit der
zweite Sitz in der fünfköpfigen Regierung in Gefahr sei. Allerdings sei der Anspruch der
mit über 30 Prozent Wähleranteil mit Abstand stärksten Partei im Kanton Aargau auf
zwei der fünf Exekutivmandate nicht ungerechtfertigt. Mit dem Ausscheiden von
Franziska Roth drohte die Regierung im Kanton Aargau überdies rein männlich zu
werden, weshalb sich bei der Nominierung der verschiedenen Kandidaturen jeweils
auch die Frauenfrage stellte.
Als erste nominierte die GP mit Grossrat Severin Lüscher (AG, gp) einen Mann. Er weise
als Hausarzt die nötige gesundheitspolitische Kompetenz für das freie Departement
auf, was wichtiger sei als das Geschlecht, wurde bei seiner Nominierung begründet.
Auch die SVP präsentierte ihren Kandidaten bereits Mitte Juli: Jean-Pierre Gallati (AG,
svp) war Fraktionspräsident im Grossrat und dort vor allem durch seine scharfe Kritik an
Franziska Roth aufgefallen. Die SP kündigte Ende Juli an, mit Yvonne Feri (sp, AG) ins
Rennen zu steigen. Die SP-Nationalrätin war bereits 2016 zu den Regierungsratswahlen
angetreten und damals im für den fünften Sitz nötigen zweiten Wahlgang Franziska Roth
nur sehr knapp unterlegen. Erst Mitte August gaben die Grünliberalen bekannt, dass sie
ebenfalls antreten werden. Mit Doris Aebi (AG, glp) sollte erstmals ein kantonaler
Regierungssitz erobert werden. Aebi hatte bis 2000 für die SP im Kantonsrat in
Solothurn gesessen und dort 1997 für den Regierungsrat kandidiert, bevor sie in den
Kanton Aargau umgezogen war und die Partei gewechselt hatte. Medial diskutierten
Sukkurs erhielt die Kandidatin von der früheren Aargauer FDP-Ständerätin Christine
Egerszegi. Die FDP hatte bereits im Juli angekündigt, eine Kandidatur stellen zu wollen,
und nominierten Mitte August eine Kandidatin: Der laut der Aargauer Zeitung am
rechten Flügel der FDP politisierenden Jeanine Glarner (AG, fdp) wurden gute Chancen
eingeräumt, im bürgerlichen Lager viele Stimmen zu holen. Mit Pius Lischer kandidierte
auch ein Parteiloser, der bereits seit vielen Jahren erfolglos versucht, im Kanton Aargau
in ein politisches Amt gewählt zu werden. 
Gleich drei der fünf Kandidierenden bewarben sich gleichzeitig auch um ein
Nationalratsmandat: Yvonne Feri, Jeanine Glarner und Jean-Pierre Gallati dürften vom
doppelten Wahlkampf profitieren, urteilte die Aargauer Zeitung. Für einigen Wirbel
sorgte die frühere Regierungsrätin Susanne Hochuli (AG, gp), die sich im lokalen TV
nicht nur für ihren Parteikollegen Severin Lüscher, sondern auch für den SVP-
Kandidaten Jean-Pierre Gallati aussprach – nicht aber für die SP-Kandidatin Yvonne
Feri. Auch der kantonale Gewerbeverband gab an, Jean-Pierre Gallati zu unterstützen,
nicht aber Jeanine Glarner oder Doris Aebi, weil Erstere keine Unternehmerin und
Letztere in der falschen Partei sei. Da das neue Regierungsmitglied das Departement
für Gesundheit und Soziales übernehmen würde, wurden im Wahlkampf vor allem
Gesundheitsthemen, die Sozialhilfe und das Asylwesen debattiert. Im
Schlüsseldepartement würden einige wichtige Dossiers warten, die dringend
angegangen werden müssten, betonte die Aargauer Zeitung. Insbesondere der Spital-
Neubau aber auch die Revision des Spitalgesetzes seien dringlich. 
Mit fünf Kandidaturen aus dem gesamten politischen Spektrum für einen Sitz war von
Beginn weg klar, dass es einen zweiten Wahlgang brauchen würde. In der Tat übertraf
am «Super-Wahlsonntag», wie die Aargauer Zeitung titelte, niemand das absolute Mehr
von 91'012 Stimmen. Am nächsten kam ihm der SVP-Kandidat Jean-Pierre Gallati mit
63'830 Stimmen, gefolgt von Yvonne Feri, die aber mit 44'765 Stimmen schon deutlich
zurück lag. Auf den Plätzen folgten Jeanine Glarner (27'940 Stimmen), Doris Aebi (21'882
Stimmen) und Severin Lüscher (20'311 Stimmen). Pius Lischer erhielt 1'345 Stimmen. Die
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Stimmbeteiligung lag bei 43.9 Prozent.

Der Ausgang des zweiten Wahlgangs, der auf den 24. November 2019 angesetzt wurde,
war auch davon abhängig, wer im Rennen bleiben und gegen Gallati antreten würde.
Dabei kam es im Zusammenhang mit den ebenfalls im zweiten Wahlgang zur
Entscheidung anstehenden Ständeratswahlen zu parteiinternen Absprachen: Rot-Grün
einigte sich darauf, für den Einzug in den Ständerat mit Ruth Müri (AG, gp) und in den
Regierungsrat mit Yvonne Feri zu kämpfen. Im Gegenzug trat Severin Lüscher nicht
mehr für den zweiten Wahlgang an und Cédric Wermuth (sp, AG) zog sich bei den
Ständeratswahlen zurück. Weil sich zudem sowohl Jeanine Glarner als auch Doris Aebi
zurückzogen, hoffte Yvonne Feri auf die Unterstützung der weiblichen Wählerschaft. In
der Tat verband Aebi ihren Verzicht mit dem Wunsch, eine Aufsplittung der
Frauenstimmen zu verhindern. Weil auch Pius Lischer nicht zum zweiten Wahlgang
antrat, kam es Ende November zum Zweikampf zwischen den Kandidierenden der SP
und der SVP. Dabei wurde auch entschieden, welche der beiden Parteien einen zweiten
Sitz in der kantonalen Regierung erobern und ob die Aargauer Regierung nur noch aus
Männern bestehen würde. Das Rennen zwischen der «linken Frau» und dem «rechten
Mann», wie die Aargauer Zeitung titelte, machte schliesslich der SVP-Vertreter Jean-
Pierre Gallati – äusserst knapp mit lediglich 1'593 Stimmen Vorsprung. Gallati, der auch
in den Nationalrat gewählt wurde, das Amt aber bereits nach der ersten Session wieder
niederlegte, erhielt 77'462 Stimmen. Wie erwartet übernahm er das
Gesundheitsdepartement. Yvonne Feri, die 75'869 Stimmen erhielt und damit zum
zweiten Mal hintereinander nur knapp unterlegen war, konnte sich ihrerseits mit dem
Nationalratsmandat trösten, das sie seit 2011 innehat. Die Wahlbeteiligung betrug 37.4
Prozent. Die Medien urteilten, dass die SVP mit einem blauen Auge davon gekommen sei
(NZZ), dass aber die Karten wohl schon in weniger als einem Jahr bei den
Gesamterneuerungswahlen neu gemischt würden. Für Diskussion sorgte, dass das
Gremium nun wieder «frauenlos» ist (Tages-Anzeiger). Bisher waren neben Franziska
Roth (2016-2019), Susanne Hochuli (2009-2016) und Stéphanie Mörikofer-Zwerz (AG,
fdp; 1993-2001) überhaupt erst drei Frauen in den Aargauer Regierungsrat gewählt
worden. 9

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Aargau bewarben sich bei den Nationalratswahlen 2019 496 Personen auf
36 Listen für einen der 16 Aargauer Nationalratssitze. Der Andrang auf die begehrten
Sitze war dieses Jahr noch einmal deutlich höher als 2015 (288 Kandidierende auf 23
Listen). Dieses Jahr schlug alleine schon die CVP mit neun Listen und 127
Kandidierenden zu Buche. Auch die Anzahl der Kandidatinnen war dieses Jahr so hoch
wie nie zuvor (187, Frauenanteil 37.7%).

Bei den Nationalratswahlen vor vier Jahren hatten sich die SVP und die FDP im Aargau
als Gewinner feiern lassen können. Sie hatten damals beide einen Sitzgewinn
verzeichnet. Die 16 Nationalräte, die den Kanton während der letzten Legislatur in
Bundesbern vertreten hatten, waren damit wie folgt auf die Parteien verteilt: 7 SVP, 3
FDP, 2 SP, 1 CVP, 1 GPS, 1 GLP, 1 BDP. Die beiden letztmaligen Gewinner mussten für die
anstehenden Wahlen 2019 als einzige Parteien Rücktritte verkraften, wobei die SVP
besonders betroffen war. Gleich vier ihrer sieben amtierenden Nationalräte fielen der
parteiinternen Alters- und Amtszeitregelung zum Opfer. Sylvia Flückiger-Bäni und Ulrich
Giezendanner zogen sich ganz aus der nationalen Politik zurück. Luzi Stamm und
Maximilian Reimann beschlossen hingegen, auf eigenen Listen erneut zu den Wahlen
anzutreten. Luzi Stamm, seit 28 Jahren im Nationalrat, stieg mit einer nach ihm
benannten Liste und sieben Mitstreitern ins Rennen. Reimann, seinerseits bereits 32
Jahre lang Bundesparlamentarier, führte derweil die Seniorenliste «Team 65+» an. Für
beide waren die Chancen ausserhalb der SVP-Liste ihre Wiederwahl zu schaffen sehr
gering. Der SVP bereiteten zudem im Wahlkampf die Turbulenzen um die inzwischen
zurückgetretene Regierungsrätin Franziska Roth (svp) Kopfzerbrechen. Immerhin gelang
der Volkspartei mit der FDP, der EDU und Reimanns «Team 65+» bei den
Listenverbindungen der Zusammenschluss zu einem breiten rechtsbürgerlichen Block.
Die FDP erhoffte sich von der Verbindung, den freiwerdenden Sitz der
zurückgetretenen Corina Eichenberger zu verteidigen. Der rechtsbürgerliche
Schulterschluss geriet allerdings arg in Schieflage als die SVP im August ihr Wurmplakat
veröffentlichte. Auf dem Plakat war unter anderem ein FDP-blauer Wurm abgebildet,
der einen die Schweiz symbolisierenden Apfel durchbohrt. Die FDP prüfte sogar eine
Auflösung der Listenverbindung, doch aufgrund der bereits abgelaufenen Frist für die
Anmeldung der Listenverbindungen, hatten die Freisinnigen gar keine andere Wahl, als
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an die SVP gebunden in die Wahlen zu steigen. In der Mitte schloss sich die BDP mit der
EVP zusammen. Damit sollte der Sitz von Bernhard Guhl (bdp) gerettet werden. Zwar
garantierte die Listenverbindung den beiden Parteien praktisch einen Sitz, doch falls
die EVP mehr Stimmen machen würde als die BDP, könnte Guhl sein Mandat trotzdem
verlieren. Innerhalb der zweiten Mitteverbindung, zwischen der CVP und der GLP, kam
es ebenfalls zu einem Zweikampf, denn beide Parteien hätten gerne jeweils einen
zweiten Sitz erobert. Voraussetzung dafür war jedoch, dass beide Parteien in der Gunst
der Wähler zulegen können. Der zusätzliche Sitz würde dann auf die Partei mit dem
höheren Wähleranteil fallen. Auch bei den linken Parteien zeichnete sich im
Wesentlichen ein Zweikampf ab. Die SP und die Grünen hatten sich beide einen
Sitzgewinn zum Ziel gesetzt, doch es schien sehr unwahrscheinlich, dass dies gleich
beiden Parteien gelingen würde. Zwar gesellte sich zur Listenverbindung der SP und den
Grünen auch noch die Piratenpartei, doch keiner erwartete, dass die Piraten in die
Nähe eines Sitzgewinnes kommen würden. 

Wie in den meisten Kantonen konnten die Grünen und Grünliberalen auch im Kanton
Aargau am Wahlsonntag ihre Wähleranteile kräftig ausbauen. Die Grünen legten
gegenüber 2015 um 4.3 Prozentpunkte zu (neu 9.8%), die GLP um 3.3 Prozentpunkte
(neu 8.5%). Es reichte jedoch keiner der beiden Parteien für einen Sitzgewinn, womit
weiterhin lediglich Irène Kälin (gp) und Beat Flach (glp) im Parlament vertreten sein
werden. Sitzgewinne verzeichnen konnten dafür die jeweiligen Listenpartnerinnen –
trotz vergleichsweise geringerem Wählendenzuwachs. Für die SP (+0.4 Prozentpunkte,
neu 16.5%) schaffte neben den Bisherigen Yvonne Feri und Cédric Wermuth auch
Gabriela Suter den Einzug in den Nationalrat. Die CVP (+1.3 Prozentpunkte, neu 9.9%)
freute sich darüber, dass sie endlich wieder einmal ihren Stimmenanteil ausbauen
konnte, nachdem sie bei den letzten vier Nationalratswahlen jeweils Verluste hatte
einstecken müssen. Neben der bestätigten Ruth Humbel wird für die CVP in der
nächsten Legislatur auch die kantonale Parteipräsidentin Marianne Binder-Keller in der
Grossen Kammer vertreten sein. Die Sitzgewinne von SP und CVP gingen auf Kosten der
FDP und der SVP. Die FDP konnte den Sitz von Corina Eichenberger nicht verteidigen.
Die beiden Bisherigen Thierry Burkhart und Matthias Samuel Jauslin schafften hingegen
die Wiederwahl. Aufgrund der vielen Rücktritte in ihren Reihen, schafften bei der SVP
trotz Sitzverlust gleich drei Neue den Einzug ins nationale Parlament:  Martina Bircher,
Jean-Pierre Gallati und Benjamin Giezendanner. Benjamin Giezendanner folgte damit
direkt auf seinen zurückgetretenen Vater Ulrich Giezendanner. Problemlos
wiedergewählt wurden die drei bisherigen SVP-Nationalräte Thomas Burgherr, Andreas
Glarner und Hansjörg Knecht. Nicht wiedergewählt wurden hingegen wie erwartet Luzi
Stamm und Maximilian Reimann. In der Mitte tauschten die BDP und die EVP einen Sitz,
da die BDP 2.0 Prozentpunkte verlor (neu 3.1%) und von der EVP (+0.3 Prozentpunkte,
neu 3.6%) überholt wurde. Bernhard Guhl verpasste also die Wiederwahl und musste
Lilian Studer (evp) den Sitz überlassen. Die Zusammensetzung der Aargauer
Volksvertretung für die Legislatur 2019-2023 lautet somit: 6 SVP, 3 SP, 2 FDP, 2 CVP, 1
GP, 1 GLP und 1 EVP. Die Wahlen lockten 44.7 Prozent der Stimmberechtigten an die
Urne – 3.6 Prozentpunkte weniger als vor vier Jahren. 

Fünf Wochen nach den Nationalratswahlen fand im Aargau der zweite Wahlgang der
Ständeratswahlen und der Regierungsratsersatzwahl statt. Neu ins Stöckli zogen Thierry
Burkhard (fdp) und Hansjörg Knecht (svp) ein. Für sie rutschten Maja Riniker (fdp) und
Stefanie Heimgartner (svp) in den Nationalrat nach. Bei der Regierungsratsersatzwahl
setzte sich Jean-Pierre Gallati (svp) als Nachfolger der zurückgetretenen Franziska Roth
durch. Gallati gab bekannt, noch die erste Session im Nationalrat zu besuchen. Danach
wird ihn Bauernverbandspräsident Alois Huber (svp) als nächster auf der SVP-Liste
ersetzen. 10
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Thomas Burgherr (udc, AG) a déposé une motion afin de renforcer la compétitivité de
l'industrie helvétique. Il préconise notamment un assouplissement des normes
législatives sur le marché du travail, une déréglementation, une réduction du fardeau
administratif des entreprises, ou encore des incitations fiscales. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. En effet, la majorité des points
soulevés ont déjà été traités dans d'autres objets. La motion a été classée car elle n'a
pas été examinée dans les délais.

MOTION
DATUM: 20.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Im September 2017 hatte Thomas Burgherr (svp, AG) mit einer Motion verlangt, dass die
Prüfungsintervalle bei Strassenfahrzeugen verlängert würden.  Dazu sei die
Verordnung über die technischen Anforderungen an Strassenfahrzeuge anzupassen.
Der Motionär begründetet dies mit den Entwicklungen im Fahrzeugbau und dem
wirtschaftlichen Aufwand, den die Fahrzeugprüfungen mit sich bringen würden. 
Der Bundesrat lehnte das Ansinnen ab und verwies auf eine Verordnungsanpassung, die
kurz zuvor, per Anfang Juli 2017, in Kraft getreten war und bereits eine Verdoppelung
des Prüfungsintervalls für Lastwagen von einem auf zwei Jahre enthalten hatte. Es gebe
keinen Grund, nach so kurzer Zeit bereits eine weitere Erhöhung des Prüfungsintervalls
vorzunehmen, zumal keine neuen Entwicklungen vorlägen. 
Auch zwei Jahre später, als die Motion im September 2019 in den Nationalrat kam, hielt
Bundesrätin Sommaruga fest, es habe keine derart grossen technischen Entwicklungen
gegeben, dass das Prüfungsintervall erneut erhöht werden müsste. Im internationalen
Vergleich stehe die Schweiz gut da. Die grosse Kammer folgte diesem Votum und lehnte
die Motion mit 109 zu 77 Stimmen (0 Enthaltungen) ab. 11

MOTION
DATUM: 12.09.2019
NIKLAUS BIERI

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Jahresrückblick 2019: Gesundheit, Sozialhilfe und Sport

2019 befasste sich das Parlament mit zahlreichen Geschäften zu Schweizer
Gesundheitspolitik, Sport und Sozialhilfe. Besonders relevant waren bezüglich
gesundheitspolitischer Themen die Diskussionen um das elektronische
Patientendossier (EPD). Dieses soll 2020 in allen Regionen der Schweiz verfügbar sein,
weshalb 2019 dazu einige Vorstösse behandelt wurden. So wurde ein Postulat Wehrli
(fdp, VD; Po. 18.4328), welches Auskunft über die bereits ergriffenen und die noch zu
ergreifenden Massnahmen verlangte, um die Umsetzung des EPD und dessen Nutzung
zu fördern, vom Nationalrat angenommen. Ebenfalls Ja sagte die grosse Kammer zu
einer Motion der SGK-NR (Mo. 19.3955). Diese hatte den Anschluss sämtlicher am
Behandlungsprozess beteiligter Gesundheitsfachpersonen an das EPD zum Ziel und
wird nun in einem nächsten Schritt im Stöckli behandelt. Mit dem im Juni 2019
verabschiedeten Bundesratsgeschäft zur «Stärkung von Qualität und
Wirtschaftlichkeit im KVG» (BRG 15.083) sollen zudem die Qualität der erbrachten
Leistungen im Gesundheitsbereich verbessert, die Patientensicherheit nachhaltig
erhöht und die Steigerung der Kosten in der OKP abgeschwächt werden. 

In Sachen Spitäler standen 2019 die Kosten im Gesundheitswesen im Mittelpunkt. Unter
anderem intendierte Verena Herzog (svp, TG) mittels Motion, gemeinwirtschaftliche
Leistungen dem öffentlichen Beschaffungsrecht zu unterstellen (Mo. 16.3842). Denn
durch eine Ausschreibungspflicht für gemeinwirtschaftliche Leistungen und der damit
verbundenen Transparenz könne man nicht nur Kosten reduzieren, sondern auch an

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

01.01.90 - 01.01.20 22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Effizienz gewinnen, erklärte die Motionärin. 2018 hatte der Nationalrat dieser Vorlage
zugestimmt, der Ständerat gab ihr in der Herbstsession 2019 allerdings einen Korb. Mit
einem Selbstkostenanteil, der beim Aufsuchen der Spitalnotfallstation (und beim
ambulanten Praxisbesuch) entrichtet werden soll, wollten sowohl Thomas Weibel (glp,
ZH; Pa.Iv. 17.480) als auch Thomas Burgherr (svp, AG; Pa.Iv. 17.452) der
Kostenentwicklung entgegenwirken, die Eigenverantwortung der Patientenschaft
stärken und den Spitalnotfall entlasten. Die grosse Kammer gab in der Wintersession
2019 der parlamentarischen Initiative Weibel, nicht aber der Initiative Burgherr Folge.
Des Weiteren nahm das Stöckli als Zweitrat eine Motion der SGK-NR bezüglich
Referenztarifen für ausserkantonale Behandlungen an (Mo. 18.3388). Damit wollte die
Kommission sicherstellen, dass die Kantone für Behandlungen ihrer Einwohnerinnen
und Einwohner ausserhalb des Wohnkantons nicht weniger bezahlen würden als
innerhalb. Bezüglich Ärzteschaft reichte Bea Heim (sp, SO; Mo. 18.3107) eine Motion zur
Offenlegung der Honorare von Ärztinnen und Ärzten in einer leitenden Position ein.
Transparenz sei notwendig, um falsche Anreize, unnötige Eingriffe und hohe Kosten für
die OKP zu verhindern, so Heim. Die Motion wurde im März 2019 von der grossen
Kammer gutgeheissen und an die kleine Kammer überwiesen. 

Rund um das Pflegepersonal waren die Pflegeinitiative und der indirekte
Gegenvorschlag ein wichtiges Thema. Gefordert wurden unter anderem die
Sicherstellung von genügend diplomierten Pflegefachleuten und eine
Kompetenzerweiterung im Bereich der direkten Abrechnung von Pflegeleistungen zu
Lasten der OKP. In der Wintersession empfahl der Nationalrat in Übereinstimmung mit
dem Bundesrat die Ablehnung der Initiative und gab dem von der SGK-NR
ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlag mit einigen kleinen Änderungen Folge.
Anders als seine Kommission wollte er beispielsweise nicht, dass eine Vereinbarung
zwischen Pflegefachpersonen und Krankenkasse für die Abrechnung der Pflegenden
über die OKP generell nötig ist. 

Im Frühling 2019 verabschiedete das Parlament eine Änderung des Heilmittelgesetzes
(BRG 18.081), die aufgrund zweier neuen EU-Verordnungen zur Erhöhung von Sicherheit
und Qualität von Medizinprodukten nötig geworden war, damit die Schweizer
Patientenschaft weiterhin von allen europäischen Produkten profitieren kann und die
Hersteller keinen Wettbewerbsnachteil erfahren. Qualität und Behandlungssicherheit
waren ebenfalls Gegenstand eines Postulates Stahl (svp, ZH; Po. 19.3382), das den
Bundesrat dazu aufforderte, die Bedingungen zur Ermöglichung eines Versandhandels
nichtverschreibungspflichtiger Arzneimittel zu überprüfen. Weiter stimmte der
Nationalrat in der Sommersession einer Motion Humbel (cvp, AG; Mo. 19.3005) zur
Kostenvermeidung bei der Umteilung von den Medikamenten der Kategorie C in die
Kategorie B zu und überwies sie an den Ständerat. Antibiotika und ihre Resistenz
wurden 2019 mittels zweier Vorstösse thematisiert. Zum einen sprach sich der
Nationalrat als Erstrat für eine Motion Graf (gp, BL; Mo. 19.3861) aus, die den Bundesrat
damit beauftragte, seine One-Health-Strategie mit der Erforschung von
Antibiotikaresistenzen zu ergänzen, um so eine Vorgehensweise zur Bekämpfung ihrer
Ursachen ausarbeiten zu können. Zum anderen reichte Claude Béglé (cvp, VD, Po.
19.3860) ein Postulat zur «Förderung der Erforschung und der Entwicklung neuer
antimikrobieller Mittel» ein, welches allerdings im Rat nicht auf Anklang stiess. Im
Herbst 2019 beschäftigte sich das Stöckli mit einer Motion Müller (fdp, LU; Mo. 19.3743),
mit der die Eliminierung von Hepatitis in ein nationales Programm zu sexuell und durch
Blut übertragbaren Infektionskrankheiten integriert werden soll. 

Auch über Tabakwaren wurde 2019 angeregt diskutiert. So befasste sich der Ständerat
erneut mit dem Bundesgesetz über Tabakprodukte, nachdem 2016 ein erster Entwurf
an den Bundesrat zurückgewiesen worden war. Das Gesetz soll in erster Linie dazu
dienen, Teenager, aber auch die Gesamtbevölkerung vor den negativen Auswirkungen
des Tabakkonsums zu schützen. In den Medien war hingegen insbesondere das Thema
«E-Zigaretten» zentral. Dieses fand auch seinen Weg ins Parlament; im Ständerat wurde
über eine tiefere Besteuerung von elektronischen Zigaretten diskutiert (Mo. 19.3958 der
SGK-SR). Vor dem Hintergrund der 2017 eingereichten Motionsserie zu
wissenschaftlichen Pilotversuchen mit Cannabis trat der Nationalrat im Dezember
2019 auf die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung des Betäubungsmittelgesetzes
ein (BRG 19.021). Neben E-Zigaretten berichteten die Medien auch ausführlich über die
umstrittene Auswahl des Tabakkonzerns Philip Morris als Hauptsponsor des Schweizer
Pavillons an der Weltausstellung 2020 in Dubai. Nachdem der Schweiz für diesen
Entscheid viel Unverständnis entgegengebracht worden war und sich gar die WHO zu
Wort gemeldet hatte, erklärte Aussenminister Ignazio Cassis Ende Juli, dass man die
Partnerschaft nicht weiterführen werde.
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Trotz grosser Aufmerksamkeit in den Medien – dieses Thema ist mitverantwotlich für
den Peak des Gesundheitsthemas im Juli 2019 – kaum Eingang ins Parlament fand
dieses Jahr die Frage der Sterbehilfe. Aufgegriffen wurde von den Zeitungen vor allem
der Gerichtsprozess rund um Erika Preisig und den assistierten Suizid bei psychisch
kranken Personen. 

Die mediale Berichterstattung zu sportlichen Themen war im Juni 2019 besonders
intensiv. Dies ist darauf zurückzuführen, dass in diesem Monat nicht nur das
Eidgenössische Turnfest in Aarau stattfand, sondern auch ein Formel-E-Rennen in Bern
ausgetragen wurde, das bei der Bevölkerung auf Widerstand stiess und anlässlich dem
eine Velo-Demonstration durchgeführt wurde. Zudem wurde die durch die Fussball-
Weltmeisterschaft der Frauen ausgelöste Diskussion um die Gleichstellung der
Geschlechter in dieser Sportart ebenfalls von den Schweizer Medien aufgenommen. 
Im Parlament wurden bezüglich Sport zwei Vorlagen zu Sportzentren respektive zu der
Finanzierung ihres Betriebs diskutiert. So nahmen beide Räte eine Motion Engler (cvp,
GR, Mo. 18.4150) an, welche beabsichtigte, dem Bund eine Mitfinanzierungsrolle beim
Trainings- und Wettkampfbetrieb auf Sportanlagen nationaler Bedeutung zukommen zu
lassen. Im Dezember 2019 sagte die kleine Kammer Ja zu einem weiteren Postulat
Engler (Po. 19.4044), das einen Bericht zur Realisierung von drei bis vier
Wintersportzentren anstelle eines nationalen Schneesportzentrums forderte. Silva
Semadeni (sp, GR), die in Vergangenheit eine referendumsfähige Gesetzesgrundlage zur
Bundesmilliarde für Sion 2026 schaffen wollte, reichte 2018 eine parlamentarische
Initiative ein, um die Unterstützung Olympischer Spiele im Allgemeinen einem
fakultativen Referendum zu unterstellen (Pa.Iv. 18.445). In einem ersten Schritt gab die
WBK-NR diesem Geschäft im Juni 2019 Folge. Im Gebiet der Dopingpolitik überwies der
Nationalrat eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 19.3667) an den Ständerat, die die
Prüfung der Errichtung einer Koordinationsstelle für Dopingfragen beim Fedpol zum
Gegenstand hatte. 

Im Bereich Sozialhilfe interessierten sich die Medien insbesondere für die Höhe der
Sozialhilfebeiträge, über die in verschiedenen Kantonen diskutiert wurde. Als erster
Kanton stimmte Bern im Mai in einer Volksabstimmung über entsprechende Kürzungen
ab. Hätte sich das Stimmvolk für die Revision des Sozialhilfegesetzes ausgesprochen, so
hätte der neue Grundbetrag die Empfehlung der Schweizerischen Konferenz für
Sozialhilfe (Skos) deutlich unterschritten. Von Bedeutung war dieser Entscheid auch für
die anderen Kantone, da man sich vor einem «Domino-Effekt» und «Sozialhilfe-
Tourismus» fürchtete. Gemäss Einschätzungen des Tagesanzeigers von Anfang Oktober
verlor die Forderung nach dem Nein in Bern in anderen Kantonen und Städten an
Unterstützung. 12

Gesundheitspolitik

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Thomas Weibel (glp, ZH) im September
2017 eine Gebühr, welche bei der Konsultation im Spitalnotfall anfallen soll. Diese soll
sich in der Grössenordnung von CHF 50 bewegen und nicht an die Franchise oder an
die Kostenbeteiligung angerechnet werden können. Nicht von dieser Regelung
betroffen sollen Personen sein, welche ärztlich zugewiesen wurden, unter 16-Jährige
sowie Patientinnen und Patienten, die im Anschluss an die Konsultation stationär
behandelt werden. Weibel begründete seinen Vorstoss mit der Zunahme an ambulanten
Spitalnotfällen, welche doppelt so teuer seien wie eine Untersuchung in der Arztpraxis.
Darunter seien viele Bagatellfälle, die beim medizinischen Personal nicht nur unnötigen
Stress verursachten, sondern auch zu längeren Wartezeiten für «echte Notfälle»
führten, was gefährlich sein könne. Der zu entrichtende Beitrag solle einerseits den
Spitalnotfall entlasten und andererseits einen Beitrag zur Kostendämpfung im
Gesundheitssystem leisten. 
Im Juli 2018 behandelte die SGK-NR das Geschäft zusammen mit der parlamentarischen
Initiative Burgherr (svp, AG; Pa.Iv. 17.452). Dabei gab die Kommission den beiden
Vorstössen mit 17 zu 7 Stimmen bzw. mit 12 zu 9 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) Folge. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.07.2018
JOËLLE SCHNEUWLY
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Thomas Burgherr (svp, AG) forderte mittels parlamentarischer Initiative eine Anpassung
des KVG, welche die Patientenschaft dazu verpflichten soll, einen «symbolischen
Selbstkostenanteil» zu entrichten, wenn sie sich ambulant in einer Praxis oder einem
Spital behandeln lässt. Die Gebühr soll vor Ort bezahlt werden müssen und für
Konsultationen im Spital CHF 30 bis 40, in Arztpraxen CHF 15 bis 20 betragen. Dadurch
soll die Tradition der Hausärzte als erste Anlaufstelle gestärkt werden. Ausgenommen
werden von dieser Regelung sollen Minderjährige, schwangere Frauen, Patientinnen
und Patienten, die ärztlich überwiesen worden sind sowie Termine, die der Prävention
dienen – u.a. Impfungen – und bereits existierende Fälle. Für Härtefälle soll der
Bundesrat Inkassolösungen erlassen. Burgherr begründete seinen Vorstoss damit, dass
man den Gesundheitskosten Einhalt gebieten müsse, indem man die
«Eigenverantwortung im Gesundheitswesen» stärke. Es gebe zu viele Bagatellfälle, die
insbesondere den Spitalnotfall belasteten, da deren Behandlung Mehrkosten und
Verzögerungen bei dringenden Eingriffen verursachen würde. Der Selbstkostenanteil
solle dazu dienen, das Verhalten der Patienten zu steuern und das Bewusstsein zu
schaffen, dass Arzt- und Spitalbesuche nicht kostenlos sind. 
Zusammen mit der parlamentarischen Initiative Weibel (glp, ZH; Pa.Iv. 17.480) wurde das
Geschäft im Juli 2018 von der SGK-NR beraten. Die Kommission gab den beiden
Initiativen mit 12 zu 9 (bei 2 Enthaltungen) bzw. mit 17 zu 7 Stimmen Folge. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.07.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Im April 2019 behandelte die SGK-SR die parlamentarische Initiative Burgherr (svp, AG)
zur Stärkung der Selbstverantwortung im Gesundheitswesen zusammen mit der
parlamentarischen Initiative Weibel (glp, ZH; Pa.Iv. 17.480). Dabei sprach sich die
Kommission mit 11 zu 1 Stimmen bzw. mit 7 zu 5 Stimmen gegen die beiden Vorstösse
aus. Am Fall Deutschland habe sich herausgestellt, dass der Zusammenhang zwischen
dem Aufwand und der Wirkung eines solchen symbolischen Selbstkostenanteils nicht
ideal sei. Es gestalte sich als Herausforderung, die Fälle abzugrenzen, welche von den
Gebühren ausgenommen würden. Ferner habe sich der Nationalrat in der
Frühjahrssession 2019 gegen ein anderes, einfacheres Mittel der Kostendämpfung –
gegen eine regelmässige Anpassung der Franchisen – ausgesprochen. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.04.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Die SGK-SR behandelte im April 2019 die parlamentarische Initiative Weibel (glp, ZH) zu
den Gebühren für Bagatellfälle in der Spitalnotfallaufnahme zusammen mit der
parlamentarischen Initiative Burgherr (svp, AG; Pa.Iv. 17.452). Das Geschäft Weibel fand
aus den bereits im Vorstoss Burgherr genannten Gründen keinen Anklang bei der
Kommission und wurde mit 7 zu 5 Stimmen abgelehnt. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.04.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem sich die SGK-SR im April 2019 gegen eine parlamentarische Initiative Burgherr
(svp, AG) zur Stärkung der Selbstverantwortung im Gesundheitswesen ausgesprochen
und somit dem Beschluss ihrer Schwesterkommission bezüglich Folgegeben nicht
zugestimmt hatte, befasste sich die SGK-NR im November 2019 noch einmal mit dem
Geschäft. Obwohl sie ihm im Juli 2018 noch zugestimmt hatte, entschied sich die
Kommission dieses Mal mit 12 zu 8 Stimmen (bei 1 Enthaltung) dagegen. Grund für die
Ablehnung sei unter anderem die zusätzliche administrative Belastung für die Ärztinnen
und Ärzte, so die Kommission in ihrem Bericht. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.11.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Dezember 2019 kam die parlamentarische Initiative Burgherr (svp, AG), mit welcher
die Selbstverantwortung im Gesundheitswesen gestärkt werden soll, in die grosse
Kammer. Der Initiant führte noch einmal sein Anliegen aus und erklärte, es gehe ihm
darum, dass möglichst viele Akteure etwas zur Eigenverantwortung im
Gesundheitswesen beitragen würden. Insbesondere das Hausarztmodell, mit dem man
bis jetzt gut gefahren sei, solle durch die parlamentarische Initiative gestärkt werden.
Die Höhe der Gebühr stand für Burgherr nicht im Zentrum, vielmehr setzte er auf einen
«psychologische[n] Unterschied zwischen einer kostenlose[n] und einer
kostenpflichtigen Leistung». Für die Kommission äusserten sich Yvonne Feri (sp, AG)
und Benjamin Roduit (cvp, VS). Sie bekundeten Zweifel daran, dass die Einführung einer
Praxisgebühr den Arbeitsaufwand, welchen diese nach sich zöge, rechtfertige. Im Falle
von Deutschland, wo zwischen 2004 und 2012 eine Gebühr von 10 Euro pro Quartal
eingezogen worden sei, habe der zu entrichtende Betrag die Anzahl Arztbesuche
lediglich im ersten Jahr zu senken vermögen. Bereits im zweiten Jahr seien die Zahlen
wieder auf die Höhe des Ausgangsniveaus angestiegen. Weiter wäre das Erheben einer

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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entsprechenden Gebühr mit Mehraufwand für den Arzt oder die Ärztin verbunden.
Anders als die parlamentarische Initiative Weibel (glp, ZH; Pa.Iv. 17.480) würde sie
zudem alle ambulanten Konsultationen betreffen und nicht nur Bagatellfälle. Vor
diesem Hintergrund beantragte die Kommission mit 12 zu 8 Stimmen (bei 1 Enthaltung),
der Initiative keine Folge zu geben. Mit 136 zu 52 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgte der
Nationalrat diesem Votum und schickte das Geschäft bachab. Einzig eine grosse
Mehrheit der SVP-Fraktion sprach sich für das Anliegen ihres Parteikollegen aus. 18

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Remettant en cause les différents rapports faisant état d'un régime dictatorial dans le
pays de la corne de l'Afrique, le conseiller national Burgherr (udc, AG) demande au
Conseil fédéral de durcir la pratique de l'asile à l'égard de l'Erythrée. Partant en outre
du principe que les personnes qui désertent l'armée ne sont en danger que dès le
moment où elles fuient, elles ne devraient pas recevoir l'asile en Suisse, comme prévu
par la dernière révision de la loi sur l'asile. Le député évoque de plus des rapports plus
récents qui attesteraient que les personnes retournant en Erythrée ne risquent pas de
persécution et montrent même des signes d'une évolution encourageante de la
situation du pays. Simonetta Sommaruga, lors du débat en chambre basse, a exposé les
raisons du désaccord du Conseil fédéral par rapport à l'objet: il est impossible
d'imposer un durcissement généralisé pour l'ensemble des ressortissants et
ressortissantes d'un pays, car cela contrevient au droit constitutionnel et à la tâche du
SEM qui consiste à examiner chaque demande d'asile. Cette application du secrétariat
d'Etat aux migrations permet d'ailleurs de ne pas accorder l'asile aux personnes qui
n'en ont pas besoin, selon la conseillère fédérale socialiste. Les députées et députés
ont suivi cet avis et se sont prononcés à 118 voix contre 73 et 2 abstentions en défaveur
de la motion.

MOTION
DATUM: 15.03.2018
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Nach elf Amtsjahren kündete Benno Schnüriger, etwas früher als geplant, im Herbst
2017 seinen Rücktritt vom Amt des Synodalratspräsidenten der Zürcher Katholikinnen
und Katholiken an und ebnete damit einem historischen Entscheid den Weg: Zum
allerersten Mal wählte die Synode des Kantons Zürich im April 2018 eine Frau an die
Spitze der katholischen Exekutive. Das bisherige Synodalratsmitglied Franziska
Driessen-Reding würde also ab Juli 2018 das Amt der obersten Zürcher Katholikin
innehaben. Um der neuen Vorsteherin der Glaubensgemeinschaft etwas auf den Zahn
zu fühlen, lud die Luzerner Zeitung im Mai zu einem umfassenden Interview ein. Die
designierte Präsidentin nutzte diese Gelegenheit, um über Fragen zur römisch-
katholischen Kirche im Allgemeinen und zu ihrer Rolle und Funktion in und für die
Schweizer Gesellschaft zu sprechen. Dabei äusserte sie sich zu Themen wie der Rolle
der Frauen in der katholischen Kirche und der damit einhergehenden Entwicklung der
Frauenordination im Schatten der Männerdominanz, zum Verhältnis der Schweizer
Landeskirche zu Rom und ihrer persönlichen Haltung zu den Päpsten Franziskus und
Benedikt, zum Verhältnis zu Bischof Vitus Huonder und der Forderung nach einem
eigenständigen Bistum Zürich oder zur Akzeptanz verschiedener
Religionsgemeinschaften in der Schweiz und der Rolle der Kirche im Feld der
Flüchtlings- und Asylpolitik. Während das gesamte Interview zwar auch kritisch, aber im
Grossen und Ganzen sachlich geführt wurde, lösten die Antworten der Zürcherin zur
Flüchtlings- und Asylfrage im Nachgang des Interviews einen regelrechten Eklat aus. 
Gefragt, ob sich denn die Schweizer Asylpolitik mit den katholischen Werten decke und
die Katholiken dem persönlichen Beispiel Driessens folgen und Flüchtlinge aufnehmen
sollten, antwortete sie: «Wir Kirchen müssen uns in solchen Debatten einbringen. Zwar
werden wir kritisiert, die Kirche habe in der Politik nichts zu melden und solle getrennt
sein vom Staat. Aber wenn es um Menschenrechte geht, müssen wir laut werden [...].
Der Churer Weihbischof Peter Henrici sagte 2004, ein guter Christ könne nicht SVP
wählen. Ich glaube, ich könnte ihm recht geben. Es bereitet mir Mühe, wie man sich als
Teil einer Kirche sehen kann, wenn man deren wichtigsten Grundwert nicht achtet: für
den Nächsten da zu sein.»

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.05.2018
MELIKE GÖKCE
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Das sei anmassend und verletzend, polterte tags darauf Thomas Burgherr, Präsident der
Aargauer SVP, in der Aargauer Zeitung und forderte Driessen via Facebook zu einer
öffentlichen Entschuldigung auf. Die Kirche habe für alle Menschen und Meinungen
offen zu sein. Es sei ihm nicht wirklich klar geworden, ob «diese Frau» tatsächlich an
Gott glaube, sie klassifiziere zwar, wer ein guter Christ sei, zeige selbst aber kein klares
Bekenntnis zu Gott. Er selbst sehe absolut keinen Konflikt zwischen den christlichen
Werten und der SVP-Asylpolitik: Jene Flüchtlinge, die an Leib und Leben bedroht seien,
müsse man schützen. Was jedoch nicht gehe, seien die vielen Wirtschaftsflüchtlinge,
die lediglich das System missbrauchten. Auch die von Driessen angesprochene
Anerkennung vom Islam und von orthodoxen Gemeinden unterstütze er nicht,
schliesslich seien wir ein «christliches Abendland und wollen das auch bleiben». Die
Aargauer Zeitung verwies darauf, dass Driessen betonte, sie wolle niemanden aus der
Kirche ausstossen, das Gastrecht aber verteidigen; sie sehe daher auch keinen Grund
für eine Entschuldigung. Nationalrätin Flückiger (svp, AG) kündigte in der Luzerner
Zeitung indes erste Konsequenzen an: Sie sei masslos enttäuscht über Frau Driessens
Aussage und habe bereits das Formular für den Kirchenaustritt heruntergeladen und
überlege sich nun, zu den Reformierten zu wechseln. Zwischenzeitlich erwarte sie eine
Entschuldigung und eine Stellungnahme des Bistums Basel. Roberto Martullo-Blocher,
Ehemann von Nationalrätin Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR), forderte gar den
Rücktritt der Synodalratspräsidentin und ermahnte sie, nicht zu vergessen, woher denn
die meisten Steuergelder für ihre Kantonalkirche kämen – «von den SVP-Leuten». Er
selbst war bereits im Januar aus der Kirche ausgetreten, da die Führung der
Kantonalkirche stets gegen den Bischof von Chur schiesse, um damit eine Abspaltung
vom Bistum zu provozieren. Der Bischof von Chur, Vitus Huonder, hingegen bedauerte
es sehr, dass der Eindruck entstanden sei, dass eine Bundesratspartei nicht wählbar
sei. Die katholische Kirche halte alle Parteien, die rechtsstaatliche Grundlagen
einhalten, für wählbar und bevormunde die Gläubigen politisch nicht. Dennoch
versäumte er es nicht, an den vorherrschenden Konflikt zwischen der römisch-
katholischen Kirche und den Kantonalkirchen zu erinnern: Die Zürcher Kantonalkirche
sei vom Staat geschaffen und somit kein Teil der römisch-katholischen Kirche; Driessen
repräsentiere daher nur sich selbst.
Rund zwei Wochen nach Erscheinen des Interviews nahm schliesslich auch der Bischof
von Basel, Felix Gmür, im Rahmen eines eigenen Interviews, mit dem Schwerpunkt
Asylpolitik, in der Solothurner Zeitung Stellung. Gefragt, ob ein Christ guten Gewissens
SVP wählen könne, fragte er lediglich: «Weshalb diese Frage? Die Kirche macht keine
Parteipolitik». Darauf hingewiesen, dass Frau Driessen dieser Ansicht sei, erwiderte er
lediglich, ob sie denn auch gesagt habe, warum sie dieser Meinung sei. Ansonsten sei
diese Aussage nur plakativ. Die Kirche schliesse Menschen mit unterschiedlichen
Ansichten nicht aus, man müsse mit diesen ins Gespräch kommen. In gewissen Punkten
gebe es sicherlich übereinstimmende Ansichten von Kirche und Parteiprogrammen, in
anderen wiederum könnten diese gänzlich divergierend sein; es sei aber nicht die
Aufgabe der Kirche, politisches Geschehen zu gestalten. Auf die Anmerkung, dass sich
zahlreiche Politiker oft auf die christlich-abendländischen Werte beziehen und ob das
denn nicht zu einer Instrumentalisierung der Kirche führe, erwiderte er, dass nicht die
Kirche selbst, sondern kirchliche Symbole instrumentalisiert würden, was ein gänzlich
falsches Mittel zur Abgrenzung sei. Christliche Identität zeige man am besten, in dem
man als Christ lebe, beispielsweise, indem man mehr Ausbildungsmöglichkeiten für
junge Asylbewerber anbiete: Das sei eine konkrete Hilfe am Nächsten, weil die Leute so
nicht mehr ausgegrenzt würden und von Fürsorge leben müssten. Auf die Anmerkung,
dass das jetzt aber schon politisch sei, antwortete er, dass die Kirche lediglich
Vorschläge mache und ansage, welchen Weg sie für gut befinde; was umgesetzt werde,
bestimme aber die Politik. 19
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Als grösste Verliererin der Nationalratswahlen 2019 machten die Medien die SVP aus.
Im Nationalrat verlor die Partei 12 Mandate (neu: 53 Sitze) und 3.8 Prozentpunkte
Wähleranteile (neu: 25.6 Prozent). Die Partei bestätigte damit den negativen Trend, der
schon in den kantonalen Erneuerungswahlen ersichtlich gewesen war, blieb aber
trotzdem stärkste Kraft im Nationalrat. SVP-alt-Bundesrat Christoph Blocher nannte die
Resultate auf Tele Blocher zwar «nicht schön», sie seien aber auch «keine
Katastrophe». Die Medien vermuteten, dass die Partei wohl höhere Verluste erwartet
habe. Trotz der Verluste erhielt Parteipräsident Albert Rösti (svp, BE) (svp, BE) von der
Parteiführung viel Lob: Er sei im Wahlkampf sehr fleissig und präsent gewesen, zitierte
die NZZ eine nicht namentlich genannte Person in der SVP-Führung. Auch Christoph
Blocher bestätigte in einem Interview, dass ein Wechsel in der Parteileitung als Folge
der schlechten Wahlresultate nicht geplant sei.

Im Wahlkampf hatte die SVP bereits im August 2019 für einige Beachtung gesorgt. Sie
warb nämlich anfänglich auf einem Plakat für die National- und Ständeratswahlen 2019
mit dem Slogan «Sollen Linke und Nette die Schweiz zerstören?». Auf dem Plakat war
ein Apfel zu sehen, der von fünf Würmern in den Parteifarben der politischen Gegner
und einem Wurm mit einer EU-Flagge zerfressen wurde. Wie Albert Rösti in einem
Blick-Interview erklärte, zeige das Plakat die zentrale Botschaft der SVP: Die SVP sei die
einzige Partei, die keinen Rahmenvertrag mit automatischer Übernahme von  EU-Recht
wolle. Die Medien spekulierten, dass die SVP damit versuche, das EU-Thema anstelle
des unter hoher Aufmerksamkeit stehenden, aber von der Volkspartei weniger stark
bearbeiteten Klimawandels ins Zentrum der Aufmerksamkeit zu stellen, zumal ein
weiteres Kernthema der SVP, nämlich die Asylpolitik aufgrund der niedrigen Asylquoten
wohl zu wenig mobilisieren würde.  
Das Plakat sorgte in den sozialen Medien für viel Kritik, wie der Tages-Anzeiger
berichtete. Zudem wurde es auch parteiintern kritisiert: Franz Grüter argumentierte in
den Medien Medien, dass es eine bessere Bildsprache gäbe, um die Botschaft zu
transportieren. Auch der Berner SVP-Kantonalpräsident und Ständeratskandidat
Werner Salzmann, der Nationalrat Thomas Burgherr und weitere SVP-Kantonalpolitiker
und -politikerinnen äusserten ihre Skepsis gegenüber dem Plakat. Parteipräsident
Alfred Rösti verteidigte die Affiche und bestätigte gegenüber dem Sonntags-Blick, dass
der «schöne Schweizer Apfel tatsächlich ausgehöhlt wird!». So werde die Schweiz etwa
auch durch Abgaben und Steuern oder die Zuwanderung im Innern ausgehöhlt. Auch
der Verantwortliche für die Wahlkampagne der SVP, Adrian Amstutz (svp, BE), wies
gegenüber der NZZ den Vorwurf zurück, die Partei sei mit dem Motiv zu weit gegangen,
und bestätigte, dass der Apfel Hauptsujet der SVP-Wahlkampagne 2019 bleiben
werde. 20
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